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Migrationsrecht

Eigentlich war WM,  
irgendwie aber auch GEAS

Wir wollten endlich mal etwas über Fußball schreiben, schließlich sollte eine Zeitschrift 
regelmäßig ihre thematische Palette erweitern. Also: Diese Ausgabe entstand während 
der WM. Soviel zum Thema Fußball. Was uns ansonsten beschäftigt(e): Das GEAS 
bringt Veränderungen auf vielen Ebenen. Der Fokus liegt im Allgemeinen nicht so 
sehr beim Sozialrecht, zumal dieses überaus kompliziert ist. Umso mehr freuen wir 
uns, dass Claudius Voigt von der GGUA den Leitartikel zu dieser Problematik beiträgt. 
Politisch und rechtlich herausfordernd ist eine Bundestags-Initiative für ein Bleiberecht 
zugunsten irakischer Jesid*innen, über die wir ausführlich berichten (S. 26). Anknüp-
fungspunkt ist der Beschluss des Deutschen Bundestags, die IS-Massaker an Jesid*innen 
als Völkermord zu qualifizieren. Dazu passt die Entscheidung des OVG Bautzen zu 
Abschiebungsverboten wegen drohender Existenzgefährdung bei fehlender familiärer 
Anbindung (S. 24). Dass die Wirklichkeit die Vorstellungskraft des BVerwG überho-
len kann, zeigt der Bericht über den Mord an vier ausländischen Erntehelfern in Italien; 
diese hätten gern Lohn für ihre Arbeit gehabt. Die Schattenwirtschaft in Italien ist 
offenbar lebensgefährlich (S. 25). Wird beim BVerwG künftig die Kategorie (fehlen-
der) staatlicher Schutzfähigkeit bei der Prüfung der Zumutbarkeit von Schwarzarbeit 
eine Rolle spielen?

Rechtsanwalt Manuel Kabis

Änderungen bei 
Sozialleistungen für 
Schutzsuchende: 
Schatten und Licht 
Von Claudius Voigt, GGUA (Münster)

Im Zuge der Umsetzung der GEAS-Ände-
rungen werden auch im nationalen Recht 
einige Änderungen bei Leistungsansprüchen 
und weiteren sozialen Rechten insbesondere 
für Schutzsuchende vollzogen. Einige davon 
erfolgen aufgrund von veränderten Vorgaben 
durch die neue Aufnahmerichtlinie RL (EU) 
2024/1346, andere sind unabhängig von 
GEAS und unionsrechtlichen Vorgaben 
beschlossen worden. 
Die bisherige Aufnahmerichtlinie 2013/33/
EU ist am 12.06.2026 durch die neue Auf-
nahmerichtlinie RL (EU) 2024/1346 abge-
löst worden. Die neue Aufnahmerichtlinie 
übernimmt weitgehend die Systematik ihrer 
Vorgängerversion. Es gibt allerdings im Ver-
gleich zu vorher sowohl Verbesserungen (z. 
B. bei der Gesundheitsversorgung für asyl-
suchende Kinder und Jugendliche, Schul-
besuchsrecht) als auch zum Teil deutliche 
Verschlechterungen (Anspruch auf 
bestimmte Leistungen nur noch im zustän-
digen Mitgliedsstaat). Zu einem ausführli-
chen Überblick siehe etwa den Artikel von 
Prof. Dr. Constanze Janda, „Die Reform des 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
und ihre Auswirkungen auf das Sozialrecht“, 
in der Zeitschrift „Die Sozialgerichtsbar-
keit“, Ausgabe 12/25. 
Dieser Artikel soll einen schlaglichtartigen 
und unvollständigen Überblick über die 
Änderungen insbesondere im Asylbewer-
berleistungsgesetz, aber auch zum Arbeits-
marktzugang geben.

I.	 Gesundheitsversorgung für 
Minderjährige (§ 4 Abs. 4 
AsylbLG)

Positive Nachrichten gibt es momentan von 
gesetzgeberischer Seite höchst selten zu 
vermelden. Hier haben wir mal eine: Der 
Anspruch auf Gesundheitsversorgung für 
alle minderjährigen AsylbLG-Grundleis-
tungsberechtigten ist seit dem 12.06.2026 

wesentlich verbessert worden. Sie unterlie-
gen seitdem nicht mehr der menschenrechts-
widrigen Notfallmedizin des § 4 Abs. 1 
AsylbLG (Behandlung grundsätzlich nur 
bei schmerzhaften oder akuten Erkrankun-
gen), sondern sie haben nun Anspruch auf 
Gesundheitsversorgung gem. §§ 47 bis 52 
SGB XII wie gesetzlich Versicherte. Entge-
gen dem ursprünglichen Kabinettsentwurf 
gilt diese Verbesserung nicht nur für Kinder 
und Jugendliche während des Asylverfah-
rens, sondern für alle – also auch für gedul-
dete oder vollziehbar ausreisepflichtige Min-
derjährige ohne Duldung (BT-Ausschuss-
Drs. 21(4)139, Änderung zu Art. 3). Insofern 
geht diese Änderung bezüglich des perso-
nellen Anwendungsbereichs über die Vor-
gaben der Aufnahmerichtlinie hinaus.
Eine parallele Änderung des § 264 Abs. 2 
SGB V regelt, dass die Gesundheitsversor-
gung für die Kinder und Jugendlichen nicht 
mehr durch das Sozialamt sichergestellt wird 
(also i. d. R. über Behandlungsscheine nach 
vorheriger Genehmigung), sondern durch 
eine Krankenkasse. Diese stellt eine Gesund-
heitskarte im Rahmen der so genannten 

„Auftragsversorgung“ aus, ohne dass die 
betreffenden Kinder und Jugendlichen Mit-
glied dieser Kasse werden. 

Zuzahlungen und Eigenbeteiligungen fallen 
wie für gesetzlich Versicherte an. Minder-
jährige sind aber per se von fast allen Zuzah-
lungen befreit, so dass dies nur im Ausnah-
mefall (etwa für Fahrkosten oder kieferor-
thopädische Behandlungen) relevant sein 
dürfte. Für diesen Fall sieht § 4 Abs. 4 
AsylbLG eine Kostenübernahmepflicht 
durch das Sozialamt vor, da diese Eigenan-
teile nicht im Regelbedarf des AsylbLG ent-
halten sind.

II.	 Neue Leistungskürzungen im 
AsylbLG

Keine Gesetzesänderung ohne neue Kür-
zungen! Dieses Paradigma hat die Gesetz-
geberin auch bei der GEAS-Umsetzung 
beherzigt und gleich drei neue Sanktions-
tatbestände in § 1a AsylbLG aufgenommen. 
Der Kürzungskatalog ist damit von sechs 
auf neun Absätze angewachsen.

Editorial 
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1. 	 Kürzung bei „Fehlverhalten“ in der 
Unterkunft (§ 1a Abs. 7 AsylbLG)

Diese neue Sanktion ist nicht unmittelbare 
Folge der GEAS-Reform, sondern wäre for-
mal schon nach Art. 17 Abs. 4 der alten Auf-
nahmerichtlinie RL/2013/33/EU (ab 
12.06.2026 nahezu wortgleich in Art. 23 
Abs. 1 Buchstabe e der RL (EU) 2024/1346) 
möglich gewesen. Die Änderung ist daher 
schon vorzeitig am 29.04.2026 in Kraft 
getreten, weil eine so wichtige erzieherische 
Maßnahme natürlich nicht warten konnte.
§ 1a Abs. 7 AsylbLG sieht eine Kürzung für 
sämtliche AsylbLG-Leistungsberechtigten 
vor, „wenn sie durch ihr Verhalten die Ord-
nung in der Aufnahmeeinrichtung im Sinne 
des § 44 des Asylgesetzes oder der Gemein-
schaftsunterkunft im Sinne des § 53 des Asyl-
gesetzes schwerwiegend beeinträchtigt oder 
in diesen Einrichtungen Personen bedroht 
oder sich gewalttätig verhalten haben“.
Anders als bei den anderen Kürzungstatbe-
ständen des § 1a AsylbLG setzt das Gesetz 
voraus, dass die Kürzung „hinreichend 
begründet und verhältnismäßig“ sein muss. 
Die Gesetzgeberin normiert damit zum einen 
eine blanke Selbstverständlichkeit (jede 
Behördenentscheidung muss begründet und 
verhältnismäßig sein) und simuliert zum 
anderen Unionsrechtskonformität, weil 
Art. 23 Abs. 4 RL (EU) 2024/1346 dies so 
ähnlich vorschreibt. 
Allein: Die Unionsrechtskonformität ist den-
noch nicht gegeben. Denn weder wird die 
besondere Situation von Antragstellenden 
mit besonderen Bedürfnissen geprüft, noch 
ist auf Rechtsfolgenseite der Zugang zur 
medizinischen Versorgung und ein „Lebens-
standard für alle Antragsteller, der mit dem 
Unionsrecht, einschließlich der Charta, und 
internationalen Verpflichtungen in Einklang 
steht“ gewährleistet. Die Kürzung nach § 1a 
sieht gesetzlich eine pauschale Streichung 
der Leistungen des gesamten sozialen Exis-
tenzminimums nach § 3 Abs. 1 S. 2 AsylbLG 
sowie der Leistungen nach § 6 AsylbLG vor. 
Kleidung gibt es nur in Ausnahmefällen. 
Damit ist – erst recht nach der Entscheidung 
des EuGH zu den Leistungseinschränkungen 
in Dublin-Fällen (EuGH, U. v. 04.06.2026, 
Rs. C-621/24) – gerade kein Lebensstandard 
gewährleistet, der mit der EU-Grund-
rechtecharta in Einklang steht.
Auch verfassungsrechtlich ist diese Kürzung 
offensichtlich unhaltbar. Denn es handelt 
sich um eine rein repressive Bestrafung für 
vergangenes „Fehlverhalten“, die nichts mit 
der Durchsetzung einer zumutbaren Mitwir-
kungspflicht zu tun hat; zudem kann das 
Fehlverhalten durch eine Verhaltensände-
rung rückwirkend nicht mehr korrigiert wer-
den. Das BVerfG hat festgestellt: „Die den 
entsprechenden Anspruch fundierende Men-
schenwürde steht allen zu, ist dem Grunde 
nach unverfügbar (…) und geht selbst durch 
vermeintlich „unwürdiges“ Verhalten nicht 

verloren (…); sie kann selbst denjenigen 
nicht abgesprochen werden, denen schwerste 
Verfehlungen vorzuwerfen sind (…). Das 
schließt Mitwirkungspflichten aus, die auf 
eine staatliche Bevormundung oder Versuche 
der „Besserung“ gerichtet sind (…)“ 
(BVerfG, U. v. 05.11.2019, 1 BvL 7/16). 
Die neue Leistungskürzung nach § 1a Abs. 7 
AsylbLG ist eine erzieherische Maßnahme 
mit den Mitteln des Sozialrechts, die weder 
unionsrechtskonform noch verfassungskon-
form ist.

2. 	 Kürzung bei Verstoß gegen 
Aufenthalts- oder Meldepflichten 
in Aufnahmeeinrichtungen 
(§ 1a Abs. 8 AsylbLG)

Diese Sanktion soll eintreten, wenn 
AsylbLG-Leistungsberechtigte (mit Aus-
nahme der Personen mit Aufenthaltserlaub-
nissen gem. § 1 Abs. 1 Nr. 3 AsylbLG) „ihren 
Pflichten gemäß einer Anordnung nach § 68 
Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 6 Satz 1 oder 
§ 68a Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 
des Asylgesetzes nicht nachkommen“.
Hierbei handelt es sich um die neu einge-
führten Meldepflichten bzw. Aufenthalts-
pflichten in den Sekundärmigrationszentren 
oder regulären Landesaufnahmeeinrichtun-
gen, sofern diese verhängt worden sind – 
gleichsam um eine sozialrechtliche Flankie-
rung des neuen Systems von faktischer Inhaf-
tierung ohne gerichtlichen Beschluss.
Abgesehen davon, dass die Gesetzgeberin 
hier noch nicht einmal versucht, die Vorga-
ben aus Art. 22 Abs. 4 RL (EU) 2024/1346 
umzusetzen, nämlich verhältnismäßige und 
begründete Einzelfallentscheidungen zu tref-
fen, die die individuelle Situation der Antrag-
stellenden berücksichtigt, gilt dasselbe wie 
oben: Die Rechtsfolgen einer Leistungskür-
zung nach § 1a AsylbLG widersprechen der 
EU-Grundrechtecharta.
Darüber hinaus fragt man sich, wie die die 
Sanktion praktisch umgesetzt werden soll: 
Denn die darf nur in der Gegenwart greifen, 
während die Betroffenen ihren Pflichten nicht 
„nachkommen“. Zu diesem Zeitpunkt haben 
sie aber schon die Leistungen ausgezahlt 
bekommen. Eine Kürzung der danach 
erbrachten Leistungen für die Vergangenheit 
ist unzulässig, wenn die Betroffenen dann 
wieder am richtigen Ort sind oder sich mel-
den. Es wäre also allenfalls denkbar: Der 
ursprüngliche Bewilligungsbescheid wird 
aufgehoben und eine Erstattung der zu 
Unrecht erbrachten Leistungen wird ange-
ordnet (§ 9 Abs. 4 AsylbLG i. V. m. § 50 SGB 
X). Dieser Zeitraum muss dabei stundenge-
nau berechnet werden, da die Aufenthalts-
pflicht unter Umständen nur bestimmte Tages- 
oder Nachtzeiten umfasst. Eine Aufrechnung 
mit den künftig zu erbringenden Leistungen 
ist jedoch unzulässig, da das AsylbLG hierfür 
keine Rechtsgrundlage vorsieht. 

3. 	 Kürzungen nach 
Abschiebungsanordnung aufgrund 
des „Solidaritätsmechanismus“ 
(§ 1a Abs. 9 AsylbLG)

Diese Leistungskürzung betrifft eine neue 
Form der „Sekundärmigration“: Ihr sollen 
vollziehbar ausreisepflichtige Personen ohne 
Duldung bzw. Personen im Rückkehrgrenz-
verfahren unterliegen, die sich nach einer 
Überstellungsentscheidung und Abschie-
bungsanordnung noch in Deutschland auf-
halten, obwohl sie aufgrund einer Verteilung 
nach dem neuen „Solidaritätsmechanismus“ 
in einen anderen Staat verteilt wurden. 
Die Leistungskürzung erinnert an die frühere 
Leistungskürzung in Dublin-Fällen nach 
§ 1a Abs. 7 AsylbLG (alt). Es gelten somit 
dieselben Argumente, warum diese Leis-
tungskürzung nicht mit der EU-Grund-
rechtecharta und somit auch nicht mit Art. 21 
RL (EU) 2024/1346 zu vereinbaren ist (pau-
schale Streichung des sozialen Existenzmi-
nimums, pauschale Streichung der Leistun-
gen nach § 6 AsylbLG, normalerweise keine 
Kleidung). Auch verfassungsrechtlich dürfte 
die Kürzung (wie übrigens alle Kürzungen 
nach § 1a AsylbLG) nicht haltbar sein.

III.	Verschärfung beim 
Leistungsausschluss für Dublin-
Fälle (§ 1 Abs. 4 Nr. 2 AsylbLG)

In § 1 Abs. 4 Nr. 2 AsylbLG ist der Leis-
tungsausschluss in Dublin-Fällen bereits am 
29.04.2026 verschärft worden. Seitdem ist 
zum einen die eigenständige Prüfung der 
rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeit 
der Rückkehr durch das BAMF gestrichen 
worden. Die Bundesregierung begründet 
dies damit, dass diese Prüfung ja bereits im 
Rahmen der Abschiebungsanordnung erfolgt 
sei. Diese Prüfung umfasse sogar primär die 
Möglichkeit der freiwilligen Ausreise: 
„Die Tatbestandsvoraussetzung der „recht-
lichen und tatsächlichen Möglichkeit der 
Ausreise“ des § 1 Abs. 4 Nr. 2 AsylbLG ist 
nicht auf die behördlich kontrollierte Über-
stellung zu beziehen, sondern allein auf die 
freiwillige Ausreise. Ist die freiwillige Aus-
reise dem Betroffenen rechtlich und tatsäch-
lich möglich, so ist der Tatbestand des § 1 
Abs. 4 Nr. 2 AsylbLG eröffnet“ (BT-Aus-
schuss-Drs. 21(4)138, S. 32). 
Hier biegt sich die Bundesregierung ihre 
eigene Realität zurecht: Die Behauptung, 
im Rahmen der Abschiebungsanordnung 
gem. 34a Abs. 1 AsylG prüfe das BAMF die 
Möglichkeit der freiwilligen Ausreise, ist 
schlicht unwahr. In § 34a Abs. 1 AsylG heißt 
es nämlich, dass eine Abschiebung ange-
ordnet wird, „sobald feststeht, dass sie 
durchgeführt werden kann“ – also die 
Abschiebung und eben nicht die freiwillige 
Ausreise. Das BAMF hat also keineswegs 
die Möglichkeit der freiwilligen Ausreise 
geprüft.
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Zum anderen ist im Gesetz eine gesetzliche 
Vermutung eingefügt worden, dass die frei-
willige Ausreise in Dublin-Fällen rechtlich 
und tatsächlich möglich sei. Die Bundesre-
gierung begründet dies vor allem mit einer 
EU-Verwaltungsregelung und der Tatsache, 
dass es nun ein Formular dafür geben wird:
„Mit der neuen Durchführungsverordnung 
(EU) 2025/2055 zur Asyl- und Migrations-
management-Verordnung, welche die Dub-
lin-III-Durchführungsverordnung unter dem 
neuen GEAS ablöst, wird in Artikel 24 das 
Verfahren der freiwilligen Überstellung aus 
Gründen der Rechtsklarheit nunmehr detail-
liert geregelt“ (ebda.).

Was die Bundesregierung dabei verschweigt, 
ist: Art. 24 der DurchführungsVO 2025/2055 
i. V. m. Art.  48 Abs.  2 Buchstabe  a) 
VO 2024/1351 sehen ausdrücklich vor, dass 
eine freiwillige Überstellung nicht möglich 
ist für Personen mit besonderen Bedürfnis-
sen, z. B. bei erforderlicher medizinischer 
Behandlung, sowie aufgrund Kindeswohl 
und für Personen, bei denen Fluchtgefahr 
besteht.
Auch bleibt es dabei, dass für freiwillige 
Überstellungen ein umfangreicher Vorbe-
reitungs- und Koordinationsaufwand durch 
Behörden erfolgen muss und ein Laissez-
Passer ausgestellt werden muss. Dies bestä-
tigt das BAMF in seinem neuen „Leitfaden 
ZBV“ zum Zuständigkeitsbestimmungsver-
fahren (ab S. 30). Fraglich bleibt, ob mit 
einem Laissez-Passer tatsächlich die Durch-
reise durch andere Staaten möglich ist. Es 
ist somit völlig ungeklärt, ob tatsächlich eine 
Ausreise unmittelbar möglich, zumutbar 
und konkret umsetzbar ist. Wenn sie das 
aber nicht ist, wäre eine Leistungsstreichung 
schon aus verfassungsrechtlichen Gründen 
unzulässig.
Dass die Leistungsstreichung auch mit Uni-
onsrecht (und dies auch nach Inkrafttreten 
des GEAS!) nicht zu vereinbaren ist, hat der 
EuGH in seiner Entscheidung C-621/24 sehr 
deutlich gemacht. Denn Art. 21 S. 2 RL (EU) 
2024/1346 schreibt die Pflicht vor, „einen 
Lebensstandard im Einklang mit dem Uni-
onsrecht, einschließlich der Charta, und 
internationalen Verpflichtungen sicherzu-
stellen.“

Dies bedeutet, dass insbesondere die EU-
Grundrechtecharta (GRCh), aber auch der 
UN-Sozialpakt, die UN-Kinderrechtskon-
vention, die UN-Behindertenrechtskonven-
tion und die Europäische Menschenrechts-
konvention berücksichtigt werden müssen. 
Ein vollständiger Leistungsausschluss ist 
somit auch nach neuem EU-Recht eindeutig 
unzulässig. Zumindest Ernährung, Unter-
kunft, Hygiene, Kleidung und Gesundheits-
versorgung (die „elementarsten Bedürf-
nisse“) müssen stets bis zur tatsächlichen 
Ausreise geleistet werden. Der EuGH hält 
aber auch den Geldbetrag für die soziale 
Teilhabe für notwendig in Bezug auf die 

Deckung „elementarer Bedürfnisse“. Eine 
Streichung ist daher wohl auch nach neuem 
EU-Recht unzulässig, weil nicht ersichtlich 
ist, wie die Deckung „elementarer Bedürf-
nisse“ verweigert werden sollte, ohne die 
Würde der Person zu verletzen. Für Kinder 
(Vorrang des Kindeswohls) und andere 
schutzbedürftige Personen mit besonderen 
Bedürfnissen wäre die pauschale Kürzung 
oder gar Streichung per se unzulässig, da 
eine solche ihre besondere Schutzbedürf-
tigkeit nicht berücksichtigt und somit unver-
hältnismäßig ist. Die Gesundheitsversorgung 
darf für Kinder und schutzbedürftige Per-
sonen mit besonderen medizinischen Bedürf-
nissen nie eingeschränkt werden (Art. 22 
RL (EU) 2024/1346). 
Insofern bleibt der Leistungsausschluss auch 
künftig unionsrechtswidrig. Aufgrund der 
Unionsrechtswidrigkeit sind die Leistungs-
ausschlüsse des § 1 Abs. 4 AsylbLG bis zu 
einer unionsrechtskonformen Neuregelung 
unanwendbar.
Ergänzend sei noch hinzuzufügen, dass die 
neue, restriktivere Rechtslage auf EU-Ebene 
für Dublin-Geflüchtete nur für Personen gilt, 
die ab 12.06.2026 einen Asylantrag in 
Deutschland gestellt haben und für die damit 
auch die Regelungen der neuen VO (EU) 
2024/1351 gelten (vgl. Art. 84 Abs. 2 VO 
(EU) 2024/1351) und Art. 13 Durchfüh-
rungsverordnung 2025/2055).

Lesetipps: Eine hervorragende Analyse des 
EuGH-Urteils und viele Hinweise zu seinen 
praktischen Folgen gibt es in dem Artikel 
„Das Existenzminimum bleibt unantastbar“ 
auf dem Verfassungsblog (09.06.2026) von 
Constantin Hruschka, Christiana Sanden, 
Mariam  Charif und Mehtap  Çolakoğlu 
(https://t1p.de/tb7sm). Eine Arbeitshilfe zum 
EuGH-Urteil gibt es zudem von der GGUA 
Flüchtlingshilfe (https://t1p.de/qqg5q). 

Asylrecht und  
internationaler Schutz

Dublin-Verfahren

Italien: OVG NRW empfiehlt 
Klagerücknahme

Viele Verwaltungsgerichte ordneten die auf-
schiebende Wirkung von Dublin-Klagen 
hinsichtlich Italiens an. In der Sache hat der 
EuGH Klarheit geschaffen: Die generelle 
Aufnahmeverweigerung Italiens führt nicht 
zur Annahme systemischer Mängel. Aber: 
Der Lauf der Überstellungsfrist nach Art. 29 
Dublin-III-VO bleibt unberührt. Folge: Kla-
gen haben keine Erfolgsaussichten mehr. 
Die durch den positiven Beschluss nach § 80 
Abs. 5 VwGO unterbrochene Überstellungs-
frist beginnt aber erst wieder nach Ende der 
aufschiebenden Wirkung zu laufen. Darauf 
weist das OVG NRW hin und fragt, ob die 
jeweilige Klage zurückgenommen wird.

Anmerkung der Redaktion: Die Frage der 
Unterbrechung der Überstellungsfrist ist 
insbesondere zwischen dem VG Düsseldorf 
und dem OVG NRW strittig. Das VG Düs-
seldorf hat es nicht widerspruchslos hinge-
nommen, diesbezüglich vom OVG NRW auf-
gehoben worden zu sein, und in zwei Fällen 
die Sprungrevision zum BVerwG zugelassen. 
Eine Entscheidung von dort ist derzeit noch 
nicht absehbar. � (ke)

Dokument:

OVG NRW, Hinweis v. 18.03.2026, 11 A 
1990/24.A (Dokument Nr. 4284)

Einsender: RA Johannes Palm, Dortmund

Materielles Asylrecht

Sri Lanka: Abschiebungsverbot für 
kranke 75-jährige

Die 75-jährige kranke Klägerin verließ Sri 
Lanka am 26.03.2024, weil sie um ihre 
Sicherheit fürchtete. Zuvor war sie überfal-
len worden, nachdem ihre Tochter ihr Geld 
aus Deutschland geschickt hatte. Bei dem 
Überfall wurde sie verletzt. Sie besuchte 
zwar ein Krankenhaus, wo sie aber nicht 
ausreichend Hilfe bekam. Der Überfall 
belastete die Frau extrem, sie bekam zwar 
Hilfe ihres Nachbarn, den sie aber auch nicht 
für vertrauenswürdig hielt. Sie lebte für ca. 
8 Monate in der Schweiz, jedoch ohne Asyl 
zu beantragen, da sie von vorneherein mit 
ihrer in der Schweiz lebenden Tochter nach 
Deutschland übersiedeln wollte. Ihr Asyl-
antrag in Deutschland wurde abgelehnt. Dar-
auf klagte sie, weil sie in Sri Lanka fürchtete, 
einen weiteren Überfall zu erleiden; zudem 
habe sie verschiedene Krankheiten, die in 
Sri Lanka nicht ausreichend behandelt wer-
den könnten, wie Diabetes Typ 2, Luxation, 
Depressionen, Lumbago, Spinalkanalste-
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Dokument:

OVG Bautzen, U. v. 30.04.2026, 3 A 
457/20.A (Dokument Nr. 4287)

Abschiebungsverbot für Ehepaar 
aus dem Irak

Das VG Minden stellt in seinem Urteil fest, 
den Klägern drohe aufgrund der schlechten 
Lebensumstände für Rückkehrer ohne trag-
fähige soziale Beziehungen eine unmensch-
liche und erniedrigende Behandlung im Irak. 
Die Kläger haben den Irak vor fast 10 Jah-
ren verlassen, und die Kernfamilie lebt in 
Deutschland. Aufgrund verschiedener 
Erkrankungen und kognitiver Defizite wird 
es dem Ehemann nicht gelingen können, 
sich und seine Frau selbst zu versorgen. 
Auch die Frau wird das Existenzminimum 
nicht sichern können, da Frauen alltäglich 
der Zugang zu Arbeit, Bildung und Teilhabe 
erschwert wird. Zudem ist sie Analphabetin 
und verfügt über keinerlei Erfahrung auf 
dem irakischen Arbeitsmarkt.

Anmerkung der Redaktion: Besonders her-
vorzuheben ist bei diesem Urteil, dass die 
Erkrankung trotz des Fehlens eines qualifi-
zierten Attestes nach § 60a Abs. 2c AufenthG 
analog als nachgewiesen angesehen wird, 
da sie in ihren entscheidungserheblichen 
Grundzügen offensichtlich ist. Fernliegend 
sei zudem, dass der Kläger während der 
jahrelang andauernden Behandlung über 
derart schwerwiegende Symptome getäuscht 
habe. Das Gericht sieht sich zudem durch 
den persönlichen Eindruck bestätigt.	
(lb)

Dokument:

VG Minden, U. v. 11.05.2026, 7 K 2285/25.A 
(Dokument Nr. 4288)

Einsender: RA Clemens Michalke, Münster

Verfolgung in Nicaragua nicht 
offensichtlich unwahrscheinlich

Der Asylantrag der 13-jährigen Antragstel-
lerin wurde als offensichtlich unbegründet 
abgelehnt. Unter Bezugnahme auf den Vor-
trag der Mutter im eigenen Asylverfahren 
stellt das Verwaltungsgericht fest, dass es 
auf dieser Grundlage einer Auswertung der 
Erkenntnislage bedürfe, um feststellen zu 
können, ob der Antragstellerin bei einer 
Rückkehr mit beachtlicher Wahrscheinlich-
keit eine Verfolgung drohe. Die Gefahr, in 
Nicaragua als bekannte Oppositionelle und 
Teilnehmerin der Proteste des Jahres 2018 
einer Verfolgung durch staatliche oder qua-
sistaatliche Kräfte ausgesetzt zu sein, sei 
nach der Erkenntnislage nicht unwahrschein-
lich, schon gar nicht offensichtlich unwahr-
scheinlich. Es sei auch keineswegs fernlie-
gend, dass die Antragstellerin bei Wahrun-
terstellung der Angaben ihrer Mutter als 
Tochter Verfolgung ausgesetzt wäre. Außer-
dem stünden der Abschiebung der Antrag-

liären Bindungen der Klägerin zu ihrem 
Ehemann nicht ausreichend berücksichtigt 
habe. Es habe nur ausgeführt, es sei nicht 
erkennbar, dass eine Ehe bestehe. Die Ein-
zelrichterin war aber aufgrund der mündli-
chen Verhandlung überzeugt, dass die Klä-
gerin und ihr Ehemann im Irak geheiratet 
haben. Die Klägerin habe u. a. diverse Fotos 
vom Tag der Verlobung und in Brautgarde-
robe gezeigt, erläutert, welche davon privat 
gemacht wurden und welche ein Fotograf 
gefertigt habe und dargelegt, wann letzterer 
ihr die Fotos zugeleitet habe. Zudem konnte 
sie die Situation der Eheschließung vor 
einem irakischen Gericht überzeugend dar-
legen. Das BAMF konnte die in der Ver-
handlung gebotene Gelegenheit zur Ergän-
zung seiner Ermessenserwägungen nicht 
nutzen, weil für die Behörde niemand 
erschienen war.

Dokument:

VG Münster, U. v. 17.04.2026, 6 K 377/26.A 
(Dokument Nr. 4286)

Einsender: RA Clemens Michalke, Münster

OVG Bautzen bestätigt 
Abschiebungsverbot für 
Jesid*innen aus dem Irak

Die Berufung des BAMF gegen ein Urteil 
des VG Dresden vom Februar 2020, mit dem 
es verpflichtet worden war, für den aus dem 
Irak geflohenen Kläger ein Abschiebungs-
verbot nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG 
festzustellen, wies das OVG Bautzen nun 
zurück. Bei Beurteilung der individuellen 
Schutzwürdigkeit zurückkehrender 
Jesid*innen sei von besonderer Bedeutung, 
ob sie mit familiärer Unterstützung im Irak 
oder/und durch Familienangehörige rechnen 
können, die sich im Ausland befänden. Dar-
über hinaus sei von Bedeutung, ob Rück-
kehrer in der Lage seien, aufgrund ihrer 
bisherigen Ausbildung und Berufstätigkeit 
durch Arbeit auch in der informellen Wirt-
schaft, also z. B. auf dem Bau, in der Land-
wirtschaft oder möglicherweise auch bei 
den Sicherheitsbehörden, das Existenzmi-
nimum sicherzustellen Schließlich sei maß-
geblich zu berücksichtigen, ob sie eine dau-
erhafte Unterkunft finden können.
Das OVG hat darauf abgestellt, dass der 
Kläger über kein familiäres Netzwerk im 
Irak mehr verfüge, weil alle Familienmit-
glieder geflohen seien und sich in Deutsch-
land befänden, ihn von dort aus nach seiner 
Rückkehr aber nicht unterstützen könnten. 
Er habe außerdem seit elf Jahren keinen 
Kontakt mit im Land verbliebenen 
Jesid*innen und damit auch keinen Einblick 
in die aktuellen Lebensverhältnisse. Auf-
grund dieser individuell erschwerenden 
Umstände wäre er bei seiner Rückkehr mit 
hoher Wahrscheinlichkeit einer extremen 
Gefahrenlage im Sinne von § 60 Abs. 7 Satz 
1 AufenthG ausgesetzt.

nose, Hörminderung und Insomnie. Die Ein-
zelrichterin ist überzeugt, dass die Klägerin 
in Sri Lanka am Existenzminimum lebt und 
auf weitere Hilfe angewiesen ist. Die Hilfe 
für ältere Menschen in Sri Lanka sei deutlich 
zu niedrig, es gebe nur vier staatliche Alten-
heime, ansonsten seien ältere Menschen auf 
ihre Familien angewiesen. Das führt zu 
einem Abschiebungsverbot. In Deutschland 
kümmert sich ihre Tochter um sie beim 
Waschen, Kochen und bei anderen alltägli-
chen Tätigkeiten. 	
(Marla Vucak, Schülerpraktikantin, 14 
Jahre)

Dokument:

VG Münster, U. v. 09.04.2026, 11 K 
2163/24.A (Dokument Nr. 4285)

Einsender: RA Clemens Michalke, Münster

VG Münster zur Aufhebung eines 
Einreise- und Aufenthaltsverbotes 
aus familiären Gründen

Die Klägerin, irakische Staatsangehörige 
kurdischer Volkszugehörigkeit, begründete 
ihren Asylantrag im Wesentlichen damit, sie 
habe den Irak verlassen, um mit ihrem Ehe-
mann zusammenzuleben. Mit Bescheid vom 
12.01.2026 lehnte das BAMF ab und befris-
tete in Ziff. 6 des Bescheids das Einreise- 
und Aufenthaltsverbot gem. § 11 Abs. 1 
AufenthG auf 30 Monate ab dem Tag der 
Abschiebung.
Das VG bestätigt nach ausführlicher Darle-
gung der aktuellen Lage im Irak für kurdi-
sche Volkszugehörige die Entscheidung bis 
auf Ziff. 6, die rechtswidrig sei. Zwar sei 
gem. § 11 Abs. 1 Satz 1 AufenthG gegen 
einen Ausländer, der ausgewiesen, zurück-
geschoben oder abgeschoben worden ist, 
ein Einreise- und Aufenthaltsverbot zu erlas-
sen und gem. § 11 Abs. 2 Satz 3 AufenthG 
zu befristen. Über die Frist sei gem. § 11 
Abs. 3 Satz 1 AufenthG nach Ermessen zu 
entscheiden. Bei Anordnung und Befristung 
handele es sich um einen einheitlichen Ver-
waltungsakt, der nicht aufgespalten werden 
könne. Ermessensfehler bei der Befristungs-
entscheidung führten daher zur Aufhebung 
des Verbotes insgesamt.
Bei der Ermessensentscheidung seien vom 
BAMF die persönlichen Belange, hier vor 
allem Beziehungen zu Familienangehörigen, 
die im Bundesgebiet leben, umfassend zu 
beachten sowie der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit. Für die gerichtliche Überprü-
fung sei auf die Sach- und Rechtslage im 
Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhand-
lung oder der Entscheidung des Tatsachen-
gerichts abzustellen, sodass das BAMF auch 
während des gerichtlichen Verfahrens eine 
Pflicht zur verfahrensbegleitenden Kontrolle 
der Rechtmäßigkeit seiner Befristungsent-
scheidung sowie ggf. zur Ergänzung der 
Ermessenserwägungen treffe. Dieser Pflicht 
sei es nicht nachgekommen, weil es die fami-
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Regeln des Erstverfahrens statt. Eine Wie-
deraufnahme des Verfahrens steht schon 
wegen der gesetzlich angeordneten qualifi-
zierten Ablehnung einer Erstantragsprüfung 
nicht gleich. � (ka)

Dokument:

VG Gelsenkirchen, B. v. 23.03.2026, 10a L 
436/26.A (Dokument Nr. 4292)

Einsender: RA Johannes Palm, Dortmund

Drittstaatenfälle

Italien und Schwarzarbeit – 
Aktuelles zu BVerwG, 1 C 24.23

Das BVerwG war bekanntlich der Auffas-
sung, zur Existenzsicherung sei nicht-vul-
nerablen Schutzberechtigten in Italien 
Schwarzarbeit zuzumuten, wenn ihnen dafür 
keine tatsächlichen staatlichen Sanktionen 
drohten. Nicht berücksichtigt hat das 
BVerwG die realen Gefahren aus einer ande-
ren Ecke. So berichtete die Tagesschau 
online am 09.06.2026: Im Süden Italiens 
wurden vier ausländische Erntehelfer in 
ihrem Auto verbrannt, weil sie ihren Lohn 
einforderten. Berichtet wird von einem seit 
Jahrzehnten etablierten System der Ausbeu-
tung. Private „Agenturen“ vermitteln 
Arbeitskräfte an Landwirte. Arbeitsverträge 
werden mit falschen Angaben zu Arbeits-
stunden und Lohn versehen, Unterkünfte 
sind menschenunwürdig und müssen teuer 
bezahlt werden. Nach Gewerkschaftsanga-
ben gibt es „Ghettos, in denen Tausende 
Menschen leben“. Da ist in Leipzig wohl 
was durchgegangen...

Dokument:

tagesschau.de v. 09.06.2026, „Das 
tödliche System der Erntehelfer in Italien“ 
(Dokument Nr. 4293)

Aufhebung der 
Abschiebungsandrohung wegen 
familiärer Belange

Der Kläger ist somalischer Staatsangehöri-
ger und hat einen Schutzstatus in Malta 
erhalten. Das Verwaltungsgericht Münster 
verneint zunächst das Vorliegen von Abschie-
bungsverboten, stellt aber fest, dass die 
Abschiebungsandrohung rechtswidrig sei. 
Sie verstoße gegen § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
AsylG, weil familiäre Belange des Klägers 
sowie das Kindeswohl der Abschiebung ent-
gegenstünden. Die religiös angetraute Ehe-
frau des Klägers ist im Besitz einer Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG, 
das Kleinkind befindet sich noch im Asyl-
verfahren.
Eine religiös geschlossene Ehe sei für die 
Anerkennung der Ehe ausreichend: Art. 8 
EMRK schütze das eheliche Zusammenle-
ben, selbst wenn die Ehe tatsächlich nicht 
zivilrechtlich wirksam geschlossen sein 
sollte, sofern keine berechtigten Zweifel an 

Hintergrund der allgemeinen Lage sei 
bedeutsam, dass in Süd- und Zentralsomalia 
an einer Vielzahl von Orten regelmäßig die 
Gebietshoheit zwischen den staatlichen 
Kräften und der Al-Shabaab-Miliz wechsele 
und es zu Attacken der Al-Shabaab-Miliz 
auf Zivilpersonen einschließlich Folter und 
Ermordung kommt. Auch in den Bereichen, 
in denen Kontrolle regierungstreuer Kräfte 
bestehe, könne man von einer effektiven 
Kontrolle des Gebietes nicht sprechen. Eine 
Gesamtschau rechtfertige den Rückschluss 
auf eine ernsthafte individuelle Bedrohung 
des Klägers. Er wäre bei seiner Rückkehr 
als Mitglied eines Minderheiten-Clans mit 
beachtlicher Wahrscheinlichkeit potentiellen 
Übergriffen schutzlos ausgeliefert und so in 
besonderer Weise der Gefahr ausgesetzt, 
Opfer willkürlicher Gewalt zu werden. Des-
wegen sei ihm subsidiärer Schutz (§ 4 
AsylG) zu gewähren.

Dokument:

VG Arnsberg, U. v. 19.03.2026, 5 K 
4662/24.A (Dokument Nr. 4291)

Einsender: RA Clemens Michalke, Münster

Folge- und Zweitantrag

Kein Zweitantrag ohne inhaltliche 
Prüfung im Erststaat

Der Kläger hatte einen Antrag auf interna-
tionalen Schutz in Griechenland gestellt. 
Die dortigen Behörden lehnten den Antrag 
als unzulässig ab, da der Kläger über den 
sicheren Drittstaat Türkei eingereist war. 
Das BAMF qualifizierte den Antrag als 
Zweitantrag, bejahte eine deutsche Dublin-
Zuständigkeit, führte ein Wiederaufnahme-
verfahren durch und lehnte den Antrag in 
der Sache als offensichtlich unbegründet ab. 
Das VG Gelsenkirchen ordnet die aufschie-
bende Wirkung der Klage gegen die Abschie-
bungsandrohung an: Ein Zweitantrag sei nur 
gegeben, wenn ein Mitgliedstaat die Asyl-
gründe materiell-rechtlich geprüft habe. 
Ansonsten entstehe die Situation eines refu-
gee in orbit, wenn sämtliche Anträge als 
unzulässig abgelehnt würden oder als bloße 
Wiederaufnahmeanträge qualifiziert abge-
lehnt würden.

Anmerkung der Redaktion: Die Mitglied-
staaten der EU können nach nationalem 
Recht sichere Drittstaaten bestimmen. Das 
hat Griechenland in Bezug auf die Türkei 
getan als wesentlicher Teil der EU-Verein-
barung zur Flüchtlingsrücknahme mit der 
Türkei. Dementsprechend prüft Griechen-
land Asylanträge von Personen, die über die 
Türkei eingereist sind, nicht inhaltlich. Der 
ausführlich begründete Beschluss legt die 
Folgen dar, die eine Qualifizierung des neuen 
Asylantrags im anderen Mitgliedstaat als 
Zweitantrag hätte: Wegen der Verfahrens-
voraussetzungen des § 71a AsylG fände in 
keinem Mitgliedstaat eine Prüfung nach den 

stellerin familiäre Bindungen entgegen. 
Denn mit der Aufenthaltsgestattung verfüge 
die Mutter, deren Asylantrag als unbegrün-
det und nicht als offensichtlich unbegründet 
abgelehnt worden ist, über ein hinreichend 
gesichertes Aufenthaltsrecht, das vorliegend 
zu Gunsten der Antragstellerin zu berück-
sichtigen sei.

Dokument:

VG Hamburg, B. v. 11.06.2026, 11 AE 
3467/26 (Dokument Nr. 4289)

Einsenderin: RAin Lea Michalke, Hamburg

Asylanerkennung für tunesischen 
Sicherheitsbeamten

Das VG Karlsruhe verurteilt die Bundesre-
publik zur Gewährung von Asyl und zur 
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft an 
einen ehemaligen tunesischen Sicherheits-
beamten, da dieser in zwei Fällen gegen den 
Präsidenten Saied ermittelt habe. Noch bevor 
Letzterer Präsident geworden sei, habe der 
Kläger gegen Saied ermittelt, da dieser Infor-
mationen an den französischen Botschafter 
weitergegeben habe und dabei geholfen 
habe, ausländische zu tunesischen Staats-
bürgern zu machen, um sie dann in den tune-
sischen Staatsapparat einzuschleusen. Auf-
grund seiner Ermittlungen drohe dem Klä-
ger insbesondere durch fingierte 
Strafvorwürfe bis hin zum Hochverrat Ver-
folgung durch den tunesischen Staat. Er sei 
bereits zur Fahndung ausgeschrieben.

Dokument:

VG Karlsruhe, U. v. 12.08.2025, A 11 K 
926/25 (Dokument Nr. 4290)

Einsender: RA Helmes, Waldshut-Tiengen

VG Arnsberg zu § 4 AsylG bei 
Angehörigen von Minderheiten-
Clans in Somalia

Der Kläger, somalischer Staatsangehöriger, 
gehört zum Minderheiten-Clan Rerau Has-
sen. Somalia habe er wegen der Al Shabaab-
Miliz verlassen. Er habe einen kleinen Laden 
gehabt, wo er u. a. Lebensmittel verkauft 
habe. 2018 habe die Al Shabaab-Miliz ver-
langt, er solle die Religionssteuer Sicko in 
Höhe von monatlich 40 US-Dollar zahlen. 
Weil er das Geld nicht gehabt habe, hätten 
sie ihn zusammengeschlagen. Dabei seien 
seine Rippen gebrochen worden. Er habe 
viel Blut verloren und sei ins Krankenhaus 
gekommen. Seinen Laden habe man ausge-
raubt.
Das VG referiert ausführlich aktuelle 
Erkenntnismittel, aus welchen sich ergibt, 
dass in Süd- und Zentralsomalia einschließ-
lich der Hauptstadt Mogadischu (weiterhin) 
ein hohes Maß an willkürlicher Gewalt für 
die Zivilbevölkerung herrsche. Für die 
Gefährdungseinschätzung zulasten von Mit-
gliedern von Minderheitenclans vor dem 
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nische Gruppe als solche ganz oder teilweise 
zu zerstören. Der Beschluss des Bundestags 
hatte bislang keine Auswirkungen auf die 
Rechtsstellung jesidischer Glaubensangehö-
riger im Bundesgebiet. Asylrechtlich sind 
BAMF und Verwaltungsgerichte nach der 
militärischen Niederlage des IS im Irak von 
einer Gruppenverfolgung abgerückt, im 
Wesentlichen mit der Begründung, der Ver-
folgungsakteur sei nicht mehr vorhanden. 
Einzig das VG Stade hält noch an einer ent-
sprechenden Verfolgungsgefahr fest. Aus-
reisepflichtige Jesid*innen können sich wie 
alle anderen nur auf die Regelungen der 
§§ 25a, b AufenthG, zuvor § 104c AufenthG 
oder Anspruchsnormen wie §§ 18a, b Auf-
enthG (Stichtag nach § 10 Abs. 3 AufenthG!) 
oder Ähnliches verlassen, ansonsten droht 
die Abschiebung. Der Wertungswiderspruch 
zwischen der Anerkennung als Opfer eines 
Völkermords und der fehlenden Aufenthalts-
perspektive wegen des Erlebten, veranlasste 
diverse Abgeordnete sowie die Fraktion von 
Bündnis90/Die Grünen zur Vorlage eines 
Gesetzentwurfs für ein Aufenthaltsrecht ira-
kischer Jesid*innen (BT-Drs. 21/795). Flan-
kiert wird der Entwurf von einem Antrag 
mehrerer Abgeordneter sowie der Fraktion 
Die Linke vom 13.01.2026 (BT-Drs. 
21/3601), wonach der Bundestag die Bun-
desregierung auffordern soll, sich gegenüber 
den Bundesländern für einen Abschiebestopp 
stark zu machen und eine Bleiberechtsrege-
lung nach § 23 AufenthG herbeizuführen. 
Demgegenüber sieht der Gesetzentwurf der 
Grünen einen § 104d AufenthG vor, wonach 
„einem Menschen irakischer Staatsangehö-
rigkeit und jesidischer Zugehörigkeit, der 
bis zum 31.07.2025 in das Bundesgebiet 
eingereist ist, abweichend von § 5 Abs. 1 
Nr. 1 und Abs. 2 eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt wird“. Am 23.02.2026 fand dazu eine 
Expert*innenanhörung im Innenausschuss 
des Bundestags statt. Überwiegend begrüß-
ten die Sachverständigen den Entwurf, vor 
allem, weil das Asylrecht in seiner Ausfor-
mung der Definition der Gruppenverfolgung 
durch die Rechtsprechung keinen Schutz-
raum für die betroffene Gruppe mehr biete. 
Es gab aber auch Kritik: So knüpft der Ent-
wurf an die irakische Staatsangehörigkeit an 
und schließt damit Staatenlose aus dem Irak 
aus. Auch könne sich der IS in seinem Ver-
treibungsziel bestätigt sehen, und die jesidi-
sche Gemeinschaft könne das fatale Signal 
erhalten, sie habe keine Heimat in der Heimat 
mehr, was den Wiederaufbau stören könne.

Wie der Grünen-Bundestagsabgeordnete 
Max Lucks im Rahmen einer Veranstaltung 
des Fritz-Bauer-Forums Bochum am 
22.01.2026 betonte, sucht man 
Unterstützer*innen im Bundestag partei-
übergreifend. Wegen der Haltung des Bun-
destags zur Völkermordfrage hofft man, in 
anderen Fraktionen Unterstützer*innen zu 

für interne Fluchtalternative und Familien-
asyl) auch auf vor dem 12.06.2026 einge-
leitete Verfahren anwenden wird. Das BAMF 
schließt sich damit der einhelligen Litera-
turmeinung an, wonach § 87e AsylG hin-
sichtlich der Übergangsvorschriften unions-
rechtswidrig ist, weil die StatusVO keine 
eigene Übergangsvorschrift enthält und nicht 
auf die AsylVfVO verweist. Dem Verneh-
men nach wird bereits an einer Gesetzesän-
derung gearbeitet, die im Oktober in Kraft 
treten soll.

Dokument:

BAMF-Rundschreiben v. 16.06.2026 
(Dokument Nr. 4296)

Art. 23 StatusVO: Auf den 
Zeitpunkt der Antragstellung 
kommt es an

Vom VG Gelsenkirchen gibt es auch bereits 
erste Entscheidungen zum „neuen Famili-
enflüchtlingsschutz“ nach Art. 23 StatusVO 
zu vermelden. Das Urteil betrifft zwei Frauen 
aus dem Iran, Mutter und ihre volljährige 
Tochter. Die Tochter wird, da sie der 
bestimmten sozialen Gruppe der Frauen, 
„die sich identitätsprägend mit dem Grund-
wert der Gleichheit von Frauen und Männern 
identifizieren“ angehöre, und sie deswegen 
auch begründete Furcht vor Verfolgung habe, 
als Flüchtling anerkannt. Weiter verpflichtet 
das Gericht den Bund auch, hinsichtlich der 
Mutter das Vorliegen der Voraussetzungen 
von Art. 23 StatusVO festzustellen. Abzu-
stellen sei, wie beim bisherigen Familien-
asyl, auf den Zeitpunkt der Antragstellung, 
und da war die Tochter noch minderjährig.

Dokument:

VG Gelsenkirchen, U. v. 16.12.2026, 19a K 
5383/23.A (Dokument Nr. 4297)

Einsender: RA Markus Wild, Bochum

Aufenthaltsrecht

Aufenthaltstitel

Jesid*innen: Völkermord ja, 
Bleiberecht nein?

Von Rechtsanwalt Manuel Kabis, 
Dortmund

Im Jahr 2023 hat der Deutsche Bundestag 
festgestellt, dass die Massaker des IS an 
Jesid*innen im Irak als Völkermord zu qua-
lifizieren seien. Diese politische Feststellung 
orientiert sich an der Definition des § 6 
VStGB, ist aber juristisch nicht bindend. § 6 
VStGB verknüpft bestimmte Tathandlungen 
wie Tötungsdelikte mit der Absicht, hierdurch 
eine nationale, rassische, religiöse oder eth-

der Gültigkeit bestünden und die Ehepartner 
im Bewusstsein der geschlossenen Ehe ein 
gemeinsames Leben begründen und zusam-
men führten.
Ein dauerhaftes gesichertes Aufenthaltsrecht 
für potentiell zu berücksichtigende Famili-
enangehörige sei im Rahmen des § 34 Abs. 1 
Nr. 4 AsylG nicht erforderlich, eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG 
reiche aus. Bei einer Abschiebung des Klä-
gers nach Malta erfolge eine nicht nur vor-
übergehende Trennung von der Ehefrau und 
dem gemeinsamen Kleinkind, die nicht mit 
den familiären Belangen und dem Kindes-
wohl in Einklang zu bringen sei.

Dokument:

VG Münster, U. v. 16.03.2026, 2 K 
2751/25.A (Dokument Nr. 4294)

Einsender: RA Clemens Michalke, Münster

Unionsrecht

VG Arnsberg: § 87e AsylG wohl 
unionsrechtswidrig

Das VG Arnsberg erteilt einen richterlichen 
Hinweis, wonach die StatusVO wohl auch 
auf vor dem 12.06.2026 gestellte Asylan-
träge anzuwenden sei. Die Übergangsvor-
schrift des § 87e AsylG dürfte insoweit euro-
parechtswidrig sein. Die StatusVO enthält 
nämlich weder eine eigene Übergangsvor-
schrift noch verweist sie – was der deutsche 
Gesetzgeber übersieht – auf die AsylVfVO.

Anmerkung der Redaktion: Das VG befin-
det sich in Gesellschaft mit der nahezu ein-
helligen Literaturmeinung (Dienelt, Wann 
gilt das neue Asylrecht?; Keitel, Das neue 
gemeinsame europäische Asylsystem, Deut-
sches Anwaltsinstitut vom 28.04.2026; Infor-
mationsverbund Asyl und Migration e.V.: 
Das GEAS-Anpassungsgesetz, Stand 
21.05.2026, Seite 4, so auch demnächst NK-
GEAS StatusVO-Keienborg, Art. 42 Rn. 2). 
Da europarechtswidriges nationales Recht 
nicht anzuwenden ist, kann die Rechtspre-
chung die StatusVO zugrunde legen. Das 
hat erhebliche Konsequenzen bei der inlän-
dischen Fluchtalternative: Die gibt es näm-
lich nicht mehr, wenn der Staat Verfolgungs-
akteur ist und volle Gebietsherrschaft 
besitzt; in den übrigen Fällen besteht eine 
Darlegungs- und Beweislast der Asylbe-
hörde, Art. 8 StatusVO. � (ka)

Dokument:

VG Arnsberg, richterlicher Hinweis v. 
17.06.2026, 14 K 2744/24.A (Dokument 
Nr. 4295)

Einsender: RA Manuel Kabis, Dortmund

BAMF zur StatusVO in laufenden 
Verfahren

In einem Rundschreiben an die 
Präsident*innen der OVGe/VGHe legt das 
BAMF dar, dass es die StatusVO (bedeutsam 
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Der Ast. reiste aus Italien am 28.12.2024 
nach Deutschland ein, um Kontakt zu seinen 
Kindern herzustellen. Am 30.07.2025 hörte 
die ABH ihn zu einer Verteilung nach § 15a 
AufenthG an. Er berief sich auf die Bezie-
hung zu seinen Kindern, mit denen er nicht 
zusammenlebe, aber regelmäßig Umgang 
habe, was ein Schreiben der Kindesmutter 
bestätigte. Gleichwohl wies die ABH ihn 
gem. § 15a Abs. 4 Satz 1 AufenthG der Auf-
nahmeeinrichtung Neumünster/Schleswig-
Holstein zu, drohte die Vollstreckung mit 
unmittelbarem Zwang an und ordnete die 
sofortige Vollziehung an. Der Ast. legte 
Rechtsmittel dagegen ein.
Das OVG entschied im Beschwerdeverfah-
ren: Der Beschwerdeführer habe vor der 
Verteilung einen zwingenden Grund nach-
gewiesen, der entgegenstehe (§ 15a Abs. 1 
Satz 6 AufenthG). Aus einem weiteren 
Schreiben der Kindsmutter ergebe sich sein 
regelmäßiger, nahezu täglicher Umgang mit 
den Kindern. Er begleite sie regelmäßig zur 
Schule, von dort nach Hause und verbringe 
Freizeit mit ihnen u. a. auf Spiel- und Sport-
plätzen. Bei einer Gesamtbetrachtung gingen 
die Kontakte deutlich über gelegentliche 
Besuche hinaus. Die Verteilungsfolgen 
kämen in ihrem Gewicht der Beendigung 
einer Haushaltsgemeinschaft nahe. Ein zwin-
gender Grund gegen eine Verteilung nach 
§ 15a AufenthG liege aber auch vor, wenn 
zwischen der ausländischen Person und 
ihrem Kind zwar keine Haushaltsgemein-
schaft, aber dennoch ein durch Art. 8 Abs. 1 
EMRK und Art. 6 GG geschütztes Famili-
enleben bestehe und sich die Verteilung im 
Einzelfall als unverhältnismäßig darstelle.

Dokument:

OVG Bremen, B. v. 13.03.2026, OVG 2 B 
296/25 (Dokument Nr. 4300)

Einsenderin: Veröffentlichungskommission 
OVG Bremen

VG Aachen zur Geltungsdauer von 
Fachkräfteerlaubnissen

Das VG bekräftigt das Recht eines Inhabers 
einer Fachkräfteerlaubnis auf einen bis zu 
4-jährigen Titel gemäß § 18 Abs. 4 Auf-
enthG. Die ABH hatte sich darauf berufen, 
die Passgültigkeit betrage weniger als vier 
Jahre. Dazu das Gericht: § 18 Abs. 4 Auf-
enthG knüpft an die Dauer des Arbeitsver-
hältnisses an, an nichts anderes. § 18 Auf-
enthG ist insoweit lex specialis zur Ermes-
sensnorm des § 7 Abs. 2 AufenthG. Einer 
eventuell eintretenden Passlosigkeit kann 
die ABH mit dem Widerruf nach § 52 Auf-
enthG begegnen.

Dokument:

VG Aachen, U. v. 11.06.2026, 8 K 1084/24 
(Dokument Nr. 4301)

Einsender: RA Rainer M. Hofmann, Aachen

anderen AE erst während des fiktiv recht-
mäßigen Aufenthalts eintreten. Nicht erklär-
lich wäre der maßgebliche Zeitpunkt zudem, 
wenn nicht von § 104c AufenthG, sondern 
aus der Duldung heraus der Antrag nach § 
25b AufenthG gestellt wird. Was schon nach 
allgemeinem Verwaltungsrecht der maßgeb-
liche Zeitpunkt bei einem Verpflichtungsbe-
gehren ist, hat das VG Regensburg dargelegt. 
Eigentlich alles ganz einfach, trotzdem spielt 
eine Behörde mit dem Schicksal eines Men-
schen, dem sie selbst bescheinigt, dass er 
sich ja alle Mühe gegeben hat. Es ist doch 
beruhigend zu sehen, wenn und dass der 
Rechtsstaat in Form der justizförmigen Kon-
trolle funktioniert. � (ka)

Dokument:

VG Regensburg, B. v. 20.05.2026, RN 9 S 
26.1206 (Dokument Nr. 4298)

Einsender: RA Peter Holzschuher, Nürnberg

VG Düsseldorf: Hohe 
Anforderungen an 
Erwerbsprognose

Der Ast. wendet sich im Eilverfahren gegen 
seine Abschiebung, weil er die Vorausset-
zungen des § 25b AufenthG erfülle. Das VG 
Düsseldorf lehnt den Antrag ab. Zur Frage 
der künftigen (überwiegenden!) Sicherung 
des Lebensunterhalts führt das VG u. a. aus, 
der Ast. habe zwar seit 2018 weit überwie-
gend gearbeitet, es hätten aber kündigungs-
bedingt mehrere Arbeitsplatzwechsel statt-
gefunden, der Ast. habe acht Monate lang 
Leistungen der BA (nicht des Jobcenters!) 
bezogen und er habe keine Berufsausbil-
dung.

Anmerkung der Redaktion: Das VG über-
bürdet Antragsteller*innen das volle Arbeits-
marktrisiko. Dabei betrifft § 25b AufenthG 
Personen, die keine Fachkräfte sind, die eine 
ungesicherte Aufenthaltsperspektive haben, 
die meist ein erfolgloses Asylverfahren hin-
ter sich und die keine Berufsausbildung 
haben. Der Ast. stellt den Prototyp des vom 
Gesetzgeber imaginierten Geduldeten dar. 
Die Vorstellung des Gerichts über langjäh-
rige ungekündigte kontinuierliche Beschäf-
tigungsverhältnisse orientiert sich an der 
Niederlassungserlaubnis, nicht an § 25b 
AufenthG. � (ka)

Dokument:

VG Düsseldorf, B. v. 31.03.2026, 7 L 446/26 
(Dokument Nr. 4299)

Einsender: RA Johannes Palm, Dortmund

OVG Bremen zur Umverteilung 
trotz familiärer Bindung

Der Ast. ist ghanaischer Staatsangehöriger. 
Seine 2016 und 2018 in Italien geborenen 
Kinder leben seit 2022 mit ihrer Mutter und 
deren neuem Partner in Bremen in häusli-
cher Gemeinschaft. Sie besitzen Aufent-
haltserlaubnisse nach § 36 Abs. 2 AufenthG. 

finden und das Thema über Parteigrenzen 
hinaustragen zu können.
Die Idee eines gesetzlichen Schutzes für 
irakische Jesid*innen verdient Unterstüt-
zung. Zwar mag sich die Situation in Sied-
lungsgebieten wie Shingal geändert haben, 
aber die Wiederansiedlungsperspektiven dort 
sind zumindest schwierig, und diejenigen, 
die ab 2014 in das Bundesgebiet eingereist 
sind, haben überwiegend Traumatisches 
erlebt und zumeist Familienmitglieder ver-
loren. Im Unterschied zu anderen Flücht-
lingsgruppen verfügen Jesid*innen im Irak 
auch unter heutigen Verhältnissen über keine 
Lobby; sie müssen als vielfach ausgegrenzte 
Minderheit zurechtkommen, was sie etwa 
von vielen syrischen Flüchtlingen unter-
scheidet. Und letztlich mussten die 
Jesid*innen – auch im Wortsinn – den Kopf 
hinhalten, als die islamische Welt, aber auch 
die internationale Gemeinschaft in ihrer 
Gesamtheit viel zu spät auf den Vormarsch 
des IS reagierte. Ein genereller Schutz für 
bestimmte Bevölkerungsgruppen ist dem 
Gesetz nicht fremd, siehe die EU-Massen-
zustromrichtlinie i. V. m. § 24 AufenthG als 
„lex Ukraine“. Man muss nur wollen.

Voraussetzungen des § 25b 
AufenthG müssen nicht bis zum 
Ablauf des § 104c AufenthG 
vorliegen

Der Kläger und Antragsteller war im Besitz 
einer AE nach § 104c AufenthG. Vor Ablauf 
der Gültigkeitsdauer beantragte er die AE 
nach § 25b AufenthG und löste damit die 
Fiktionswirkung des § 81 Abs. 4 AufenthG 
aus. Während des fiktiv rechtmäßigen Auf-
enthalts legte der Ast. erfolgreich den Test 
„Leben in Deutschland“ ab. Zu spät, meint 
die Ausländerbehörde, lehnt den Antrag ab 
und droht die Abschiebung an. Aus geset-
zessystematischen Gründen müssten alle 
Tatbestandsmerkmale des § 25b AufenthG 
noch während der Gültigkeitsdauer der AE 
nach § 104c AufenthG erfüllt werden. Das 
VG Regensburg schiebt dieser Auffassung 
einen Riegel vor: Maßgeblicher Zeitpunkt 
ist derjenige der mündlichen Verhandlung.

Anmerkung der Redaktion: Als ich 2019 
das Kapitel zur Aufenthaltsverfestigung im 
Nomos-Handbuch (Hrsg. Thomas Oberhäu-
ser) „Migrationsrecht in der Beratungspra-
xis“ schrieb, lobte ich die Regelung des § 
25b AufenthG als Fortschritt gegenüber frü-
heren Altfallregelungen, als praktikabel und 
mit erfüllbaren Bedingungen versehen. Sieht 
man sich die Versuche mancher Ausländer-
behörden an, die Regelung zu unterlaufen, 
mag man sich selbst einer naiven Sichtweise 
zeihen. Die reichlich abstruse Auffassung 
der ABH im vorliegenden Fall verkennt, dass 
§ 81 Abs. 4 AufenthG auch den Fall des 
Wechsels des AT betrifft, damit gerade 
zulässt, dass die Voraussetzungen einer 
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oder eine Fahrt mit Umwegen zum Flugha-
fen wegen privater Interessen eines ABH-
Mitarbeiters. Das VG erteilt zu Protokoll 
eine „deutliche Rüge“ und sieht einen Ver-
stoß gegen das Rechtsstaatsgebot.

Dokument:

VG Aachen, Protokoll v. 25.03.2026, 8 K 
1975/25 (Dokument Nr. 4303)

Einsender: RA Rainer M. Hofmann, Aachen

Migrationsstrafrecht

Lehrbuchhaftes vom OVG 
Bremen zum Rechtsweg in 
Auslieferungsverfahren

Gegen den türkischen Beschwerdeführer 
(Bf.) läuft ein Auslieferungsverfahren wegen 
des Verdachts des Handeltreibens mit Betäu-
bungsmitteln. Er war Anfang der 1990er 
Jahre als Flüchtling in Deutschland aner-
kannt, lebte aber zuletzt in den Niederlanden. 
Nach seiner Verhaftung in Deutschland 
stellte er einen Asylantrag, über den noch 
nicht abschließend entschieden ist. Der Bf. 
ließ beim VG Anträge nach § 123 VwGO 
gegen sämtliche gemutmaßt beteiligte 
Behörden stellen mit dem Ziel, die Auslie-
ferung zu verhindern. VG und OVG wiesen 
die Anträge zurück. Das OVG erklärt den 
Verwaltungsrechtsweg nicht für eröffnet. 
Auch wenn es im Rahmen des Ausliefe-
rungsverfahrens um die asylrelevante Lage 
im Zielstaat gehe, sei nur der Rechtsweg 
zum OLG eröffnet.

Anmerkung der Redaktion: Die Entschei-
dung des OVG bietet einen schönen Über-
blick über Gang und Struktur des Ausliefe-
rungsverfahrens. In der Sache schoss der 
Beschwerdeführer mit seinen Anträgen gegen 
die Innen- und Justizsenatoren und die Gene-
ralstaatsanwaltschaft Bremen über das Ziel 
hinaus, da diese Behörden für die Durch-
führung der Auslieferung unzuständig sind. 
Das OVG verweist auf den Unterschied zur 
Abschiebung, die hier nicht im Raum stand. 
Zutreffend ist zudem, dass § 6 Abs. 2 AsylG 
die Bindungswirkung asylrechtlicher Statu-
sentscheidungen für das Auslieferungsver-
fahren ausschließt. Nach den Regelungen 
des IRG muss vielmehr das OLG der Aus-
lieferung entgegenstehende Umstände eigen-
ständig prüfen. Das Argument der größeren 
Sachnähe der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
verkennt, dass gegen eine ablehnende Ent-
scheidung des BAMF der Verwaltungsrechts-
weg offensteht und das OLG eine positive 
Entscheidung des BAMF nicht rechtssicher 
übergehen kann. Freilich empfiehlt es sich, 
dem OLG gegenüber zum Asylanspruch indi-
viduell vorzutragen, auch wenn jedes OLG 
von Amts wegen die Akten des BAMF bei-

gers für die PYD, keine Gefahr für die öffent-
liche Sicherheit der BRD aus.

Bei der Interessenabwägung wird völlig 
übersehen, dass nach § 59 Abs. 1 AufenthG 
bereits das Vorliegen des Abschiebungsver-
botes nach § 60 Abs. 1 AufenthG dem Erlass 
einer Abschiebungsandrohung entgegen-
stand. Die gerichtliche Überlegung, dass 
vom Erlass einer Abschiebungsandrohung 
„voraussichtlich im Wesentlichen aufgrund 
der familiären Belange des Klägers“ abge-
sehen worden ist, geht daher von vornherein 
fehl. Mit dem Urteil des BVerwG vom 
24.03.2025 (1 C 15.23) hat sich die erken-
nende Einzelrichterin erkennbar nicht aus-
einandergesetzt. Dort hat das BVerwG unter 
Abweichung von seiner bisherigen Recht-
sprechung ausgeführt, dass Bleibeinteressen 
auch dann mit unvermindertem Gewicht zu 
berücksichtigen sind, wenn eine Abschiebung 
des Ausländers wegen eines Abschiebungs-
verbotes auf absehbare Zeit nicht vollzogen 
werden kann.

Weiter lässt sie das Urteil des BVerwG auch 
insoweit unberücksichtigt, als das Gericht 
darin klargestellt hat, dass es unter Geltung 
der Rückführungsrichtlinie (RL 2008/115/
EG) keinen Raum für ein nationalrechtliches 
Einreise- und Aufenthaltsverbot ohne Rück-
kehrentscheidung gibt. Danach hätte das Ein-
reise- und Aufenthaltsverbot unabhängig von 
der Beurteilung der Rechtmäßigkeit der Aus-
weisung selbst aufgehoben werden müssen.

Das Urteil steht exemplarisch für Tendenzen 
in der Rechtsprechung, den in § 53 Abs. 3a 
AufenthG verankerten besonderen Auswei-
sungsschutz für Schutzberechtigte nicht allzu 
ernst zu nehmen, weil es ja „nur“ um eine 
inlandsbezogene Ausweisung geht. Gut, dass 
mit dem Inkrafttreten des GEAS die inlands-
bezogene Ausweisung von Schutzberechtig-
ten – obwohl sie das AufenthG weiter vor-
sieht – angesichts der klaren Regelung in 
Art. 24 StatusVO wegen Europarechtswid-
rigkeit ausscheiden muss (wenngleich es 
wahrscheinlich einiger verwaltungsgericht-
licher Rechtsprechung bedürfen wird, um 
dies allen Behörden klar zu machen).

Dokument:

VG Magdeburg, U. v. 12.03.2026, 9 A 
269/24 MD (Dokument Nr. 4302)

Einsender: RA Dr. Christoph Kunz, Dessau-
Rosslau

Akten sollte man clever fälschen

Dem VG Aachen und dem Bevollmächtigten 
des Klägers fiel auf, dass die Akte der ABH 
im Rahmen einer Klage auf Feststellung der 
Rechtswidrigkeit von Abschiebungsmaß-
nahmen unvollständig war. Nach Angaben 
des Einsenders fehlten darin Zwangsmaß-
nahmen gegen den Kläger wie dessen Fes-
selung während einer ebenfalls nicht doku-
mentierten Durchsuchung ohne richterlichen 
Beschluss, eine Wegnahme seines Handys 

Aufenthaltsbeendigung

VG Magdeburg zur Ausweisung 
eines anerkannten syrischen 
Flüchtlings

Zu entscheiden war über die Rechtmäßigkeit 
der Ausweisung eines als asylberechtigt 
anerkannten syrischen Flüchtlings wegen 
Unterstützung von PKK und PYD. Unstrei-
tig nahm er an Kongressen der PYD und 
deren Aktivitäten in Deutschland teil, war 
Delegierter bei internationalen Kongressen 
und nahm an Veranstaltungen zu symboli-
scher Unterstützung teil. Seine Facebook-
Posts und öffentliche Auftritte belegen seine 
aktive Unterstützung und Sympathie für 
beide Organisationen. Von 2016 bis 2018 
sei er aktiv in der PYD-Struktur in Magde-
burg tätig gewesen. Die Unterstützung von 
PKK und PYD stelle eine besonders schwere 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit dar. 
Aus Sicht des VG habe er weder klare Motive 
für seine Aktivitäten genannt noch glaub-
hafte Distanzierung gezeigt. Seine Angaben 
zu Unterstützung und Teilnahme an Veran-
staltungen seien widersprüchlich und zwei-
felhaft. Sein Verhalten werde als fortbeste-
hende Unterstützung der Organisationen 
eingeschätzt. Dadurch habe er eine gewich-
tige Rolle gespielt, und es bestehe erhebliche 
Wiederholungsgefahr. Unterstützung der 
PKK sei ein zwingender Grund der Gefähr-
dung der nationalen Sicherheit. Unterstüt-
zungshandlungen seien auch nach Auflösung 
der PKK im Mai 2025 weiter relevant. Seine 
enge Verbindung zu Organisationen, die ter-
roristische Handlungen ausführten, recht-
fertige daher seine Ausweisung. Seine pri-
vaten Interessen, insbesondere familiäre 
Belange, wurden berücksichtigt, träten aber 
hinter den Sicherheitsinteressen zurück, da 
die Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
schwerer wiege. Die Ermessensentscheidung 
einer Befristung auf zehn Jahre sei ange-
messen und rechtmäßig. Die Schwere der 
Unterstützungshandlungen und die Sicher-
heitsgefährdung wegen Wiederholungsge-
fahr rechtfertigten dies.

Anmerkung des Einsenders: Nach über-
zeugenden und detailreichen Ausführungen 
zum Vorliegen eines besonders schweren 
Ausweisungsinteresses nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG fällt das Urteil auf den Seiten 16 ff. 
qualitativ erheblich ab: Bei der Begründung, 
warum zwingende Gründe der öffentlichen 
Sicherheit oder öffentlichen Ordnung i. S. 
v. § 53 Abs. 3a AufenthG vorliegen, bleibt 
völlig unberücksichtigt, was das OVG Bre-
men in seinem Urteil vom 18.05.2022 (2 LC 
334/20, juris), das das Urteil an anderer 
Stelle erwähnt, unter Rn. 76 ausführt: PYD 
und YPG betreiben keine auf Deutschland 
gerichtete Agenda. Von ihnen ging nach Ein-
schätzung der Bundesregierung vom April 
2017, also zur Zeit der Aktivitäten des Klä-
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und Beweisergebnisse stützen, zu denen 
dieser Beteiligte sich äußern konnte.
Das LG habe nicht deshalb auf die Gewäh-
rung rechtlichen Gehörs für die Behörde 
verzichten dürfen, weil der Abschiebeflug 
bereits am 19.12.2023 vorgesehen war. 
Rechtsmittelverfahren in Freiheitsentzie-
hungssachen dienen nicht der Verhinderung 
von Abschiebungen, sondern dazu, etwaige 
rechtswidrige Freiheitsentziehungen zu 
beenden. Eine unmittelbar bevorstehende 
Abschiebung rechtfertige daher nicht, zulas-
ten eines Beteiligten auf die Gewährung 
rechtlichen Gehörs zu verzichten. Könne 
das Beschwerdeverfahren vor der Abschie-
bung oder Überstellung nicht ordnungsge-
mäß abgeschlossen werden, könne es der 
Betroffene im Hinblick auf sein schutzwür-
diges Interesse an der Feststellung der 
Rechtswidrigkeit der freiheitsentziehenden 
Maßnahme mit einem Antrag entsprechend 
§  62 FamFG fortsetzen. Die Rechtsbe-
schwerde habe aufgezeigt, dass die Behörde 
notfalls eine erneute Anhörung des Betrof-
fenen durch das LG noch am 18. Dezember 
2023 ermöglicht hätte, um den vermeintli-
chen Mangel der Ermessensausübung im 
Beschwerdeverfahren zu heilen.

Dokument:

BGH, B. v. 24.02.2026, 2 B 5/24 (Dokument 
Nr. 4306)

Migrationssozialrecht

EuGH erklärt deutsche Dublin-
Leistungseinschränkungen für 
europarechtswidrig

Der EuGH entschied, Art. 17 Abs. 2 EU-
Richtlinie 2013/33 stehe der (mittlerweile 
weiter verschärften und in § 1 Abs. 4 Nr. 2 
AsylbLG zu findenden) deutschen Regelung 
in § 1a Abs. 7 AsylbLG entgegen, wonach, 
wenn ein Antrag auf internationalen Schutz 
wegen der Zuständigkeit eines anderen Dub-
lin-Staats als unzulässig abgelehnt wurde, 
die betroffenen Personen außer in besonde-
ren Fällen keine Sachleistungen zur Deckung 
des Bedarfs an Kleidung oder an Gebrauchs- 
und Verbrauchsgütern des Haushalts und 
keine Geldleistungen zur Deckung seines 
notwendigen persönlichen Bedarfs mehr 
erhalten. Art. 17 Abs. 2 AufnahmeRL sehe 
einen „angemessenen“ Lebensstandard vor, 
der sich ohne die Gewährung von Kleidung 
und von Geldleistungen zur Deckung des 
täglichen Bedarfs nicht verwirklichen lasse.

Anmerkung des Einsenders: Einerseits sind 
die Ausführungen im Urteil (insbesondere ab 
Rn. 60) grundlegend und dürften auch unter 
dem neuen GEAS grundsätzlich weiter gelten, 
etwa wenn es um Geldleistungen geht, die 

und die Art ihrer Erfüllung gebe, setzt das 
AG Reutlingen schon bei der ersten Tatbe-
standsverwirklichung an. Dabei erkennt das 
Gericht ausdrücklich an, dass es im Hinblick 
auf Art. 103 GG von der verwaltungsge-
richtlichen Rechtsprechung abweicht. Ange-
sichts des Massengeschäfts der Strafbefehls-
verfahren wünschte man sich öfter solche 
Gründlichkeit. Einen Hauch von Nostalgie 
versprüht die Entscheidung, soweit sie „Ren-
ner, Ausländerrecht, 9. Auflage“ aus dem 
Jahr 2011 zitiert. � (ka)

Dokument:

AG Reutlingen, B. v. 18.08.2025, 4 Cs 23 Js 
18459/25 (Dokument Nr. 4305)

Abschiebungshaft

BGH zum rechtlichen 
Gehör für Behörden im 
Abschiebungsverfahren

Eine unmittelbar bevorstehende Abschie-
bung rechtfertigt nicht, zulasten der betei-
ligten Behörde auf das rechtliche Gehör zu 
verzichten, entschied der BGH. Nach Ableh-
nung des Asylantrages eines irakischen 
Staatsangehörigen wurde ihm die Abschie-
bung angedroht. Dagegen gerichtete Rechts-
mittel blieben erfolglos. Auf Antrag der 
Behörde ordnete das AG Ausreisegewahrsam 
bis zur Abschiebung an. Auf die Beschwerde 
des Betroffenen hob das LG die Haftanord-
nung auf und wies den Antrag der Behörde 
zurück. Bei Eingang der behördlichen 
Rechtsbeschwerde (17.01.2024) war die 
Hauptsache erledigt, da der Betroffene am 
18.12.2023 entlassen worden war. 
Dagegen wendet sich die Behörde. Sie beruft 
sich auf die Verletzung des rechtlichen 
Gehörs durch das LG. Sie kann im Rechts-
beschwerdeverfahren die Feststellung einer 
Rechtsverletzung durch den angefochtenen 
Beschluss in entsprechender Anwendung 
des § 62 FamFG erreichen. Dazu der BGH: 
Das Feststellungsinteresse kann ausnahms-
weise gegeben sein, wenn die Verletzung 
grundrechtsgleicher Rechte der Behörde aus 
Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG (gesetzlicher 
Richter) und Art. 103 Abs. 1 GG (Anspruch 
auf rechtliches Gehör) geltend gemacht wird 
(BGH, B. v. 24.03.2020, XIII ZB 122/19, 
juris Rn. 12 m. w. N).
Das LG habe zwar die Behörde telefonisch 
über die eingereichte Beschwerde informiert, 
aber nicht über deren Inhalt. Auch habe es 
ihr keine Gelegenheit zur Stellungnahme 
eingeräumt oder darauf hingewiesen, dass 
eine vom AG abweichende Entscheidung in 
Betracht komme, weil dieses sein Anord-
nungsermessen (§ 62b AufenthG) nicht aus-
geübt habe. Nach § 37 Abs. 2 FamFG – ein-
fachgesetzliche Ausprägung des Anspruchs 
auf rechtliches Gehör – darf das Gericht eine 
Entscheidung, welche die Rechte eines 
Beteiligten beeinträchtigt, nur auf Tatsachen 

ziehen wird. Was die Beschwerde verkennt, 
ist, dass die teils unterschiedlichen Prü-
fungsmaßstäbe des Auslieferungs- und des 
Asylrechts sich zugunsten der Betroffenen 
auswirken können: Unzumutbare Haftbe-
dingungen können der Auslieferung entge-
genstehen, müssen aber nicht zugleich ein 
Abschiebungsverbot gem. § 60 Abs. 5 Auf-
enthG darstellen (OLG Düsseldorf, B. v. 
11.08.2021, III-4 AR 9/21; OLG Oldenburg, 
B. v. 27.05.2020, 1 Ausl 29/18). � (ka)

Dokument:

OVG Bremen, B. v. 17.04.2026, 2 S 45/26 
(Dokument Nr. 4304)

Einsenderin: Veröffentlichungskommission 
des OVG Bremen

AG Reutlingen: Hohe 
Anforderungen an strafbaren 
passlosen Aufenthalt

Die Staatsanwaltschaft beantragt den Erlass 
eines Strafbefehls wegen vorsätzlichen pass-
losen Inlandsaufenthalts. Das AG Reutlingen 
lehnt ab: Die tatsächlichen Feststellungen 
reichen einerseits nicht aus, um auf einen 
Tatvorsatz schließen zu lassen; andererseits 
fehlt es am hinreichenden Tatverdacht, weil 
die Einlassung des Angeklagten, erfolglose 
Versuche der Passbeschaffung unternommen 
zu haben, nicht zu widerlegen sei. Der Ange-
klagte muss wissen, dass und welche Pflich-
ten er zu erfüllen hat. Das setzt regelmäßig 
entsprechende Belehrungen und Hinweise 
der Ausländerbehörde voraus. Es kommt 
strafrechtlich nicht darauf an, dass diese 
Pflichten im Gesetz stehen. Verwaltungsrecht 
und Strafrecht können insoweit auseinan-
derfallen.

Anmerkung der Redaktion: Bemerkenswert 
ausführlich setzt sich der Beschluss mit Fra-
gen der Verwaltungsakzessorietät der Straf-
norm des § 95 AufenthG auseinander. Die-
ser stellt eine Blankettnorm dar, sanktioniert 
also einen Verstoß gegen andere Normen, 
die ihrerseits Verhaltens- oder Unterlas-
sungspflichten umschreiben. Die Pflicht, 
einen Pass zu besitzen oder zu besorgen, 
ergibt sich aus den §§ 3 und 48 Abs. 2 Auf-
enthG. Die Verwaltungsrechtsprechung ver-
langt, dass die Betroffenen selbst initiativ 
werden, um Papiere zu beschaffen. Dieses 
Richterrecht hat der Gesetzgeber in § 60b 
Abs. 2 und 3 AufenthG kodifiziert. Zur Ver-
meidung einer Duldung nach § 60b reicht 
es nicht aus, sich auf die Unkenntnis der 
Norm zu berufen. Anders sieht es im Straf-
recht aus: Der Vorsatz, sich ohne Pass im 
Inland aufzuhalten, muss zur Überzeugungs-
gewissheit des Gerichts feststehen. Dafür 
reicht die bloße Untätigkeit des Ausländers 
nicht aus. War das OLG München der Auf-
fassung, ein Tatbestandsirrtum liege jeden-
falls beim neuen Tatentschluss nach rechts-
kräftiger Verurteilung wegen desselben 
Dauerdelikts nahe, wenn die ABH keine 
konkretisierenden Hinweise auf die Pflicht 
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Broschüre erläutert die rechtlichen Rahmen-
bedingungen im Asylsystem und bietet pra-
xisnahe methodische Anregungen zu Bera-
tungsabläufen sowie zur Identifizierung 
besonderer Schutzbedarfe.
3. Teilhabemöglichkeiten und Rechte von 
Familien, Kindern und Jugendlichen im Asyl-, 
Aufnahme- und Versorgungssystem: Die Bro-
schüre beschreibt die Verzahnung zwischen 
Asylsystem und Unterbringung und behandelt 
zentrale Themen wie Gesundheitsversorgung, 
Kinderbetreuung, Schule, Arbeitsmarktzu-
gang und Gewaltschutz. Dabei werden Hand-
lungsmöglichkeiten für Fachkräfte in der 
Beratung von Asylsuchenden vorgestellt. 

Dokumente:

ibis e. V., Vulnerable Asylsuchende im GEAS 
(Dokument Nr. 4309 a)

ibis e. V., Die psychosoziale Beratung 
und Identifizierung von vulnerablen 
Asylsuchenden (Dokument Nr. 4309 b)

ibis e. V., Teilhabemöglichkeiten und Rechte 
von Familien, Kindern und Jugendlichen im 
Asyl-, Aufnahme- und Versorgungssystem 
(Dokument Nr. 4309 c)

Pro Asyl – Policy Paper zu 
Afghanistan

Pro Asyl hat am 20.05.2026 ein Policy Paper 
mit dem Titel: „Desolate Menschenrechts-
lage in Afghanistan – Sinkende Schutzquote 
in Deutschland“ vorgelegt. Von Entrechtung 
und Repression seien insbesondere Frauen 
und Mädchen, Angehörige der LGBTIQ*-
Community sowie Angehörige ethnischer 
und religiöser Minderheiten betroffen. Das 
Regime beschneide die Meinungsfreiheit 
drastisch und habe mit dem neuen Strafge-
setz ein nach gesellschaftlichen Klassen 
differenziertes Justizsystem eingeführt. 
Menschenrechtsverletzungen träfen alle, die 
sich nicht vollständig den Taliban und ihren 
immer schärfer werdenden Regeln unter-
werfen. PRO ASYL fordert einen sofortigen 
Abschiebestopp für Afghanistan.
PRO ASYL analysierte ca. 50 negative 
Bescheide von 2024 bis 2026 und kommt 
zu dem Schluss, das BAMF verkenne die 
Willkür der Taliban, unterstelle ihnen ein 
rationales und kalkulierbares Verfolgungs-
handeln und prüfe kaum das Risiko von 
Folter oder erniedrigender Behandlung 
sowie die Auswirkungen des repressiven 
Regimes. Auch ein Abschiebungsverbot auf-
grund der desolaten humanitären Lage wird 
zumeist nicht festgestellt.

Dokument:

PRO ASYL, Policy Paper Afghanistan 
(Dokument Nr. 4310)

Klage auf Teilnahme am 
Integrationskurs

Im Februar 2026 schränkte das BMI wegen 
„finanzieller Herausforderungen der vergan-

Vorsitzenden RA Thomas Oberhäuser und 
der Kassenbericht des Kollegen Dr. Martin 
Manzel sind auf der Homepage der ArGe 
einzusehen. Über ein Lob des GA durfte sich 
die Redaktion dieser Zeitschrift freuen. Über-
raschend viel Raum nahm eine Debatte über 
eine Satzungsänderung ein, bei der es um 
eine Präzisierung der Werte und Ziele der 
ArGe ging, um notfalls Mitglieder ausschlie-
ßen zu können („AfD-U-Boote“), die gegen 
diese Grundlagen verstoßen. Beschlossen 
wurde eine Bezugnahme auf die Satzung des 
DAV. Gegebenenfalls zu einem späteren Zeit-
punkt soll die Frage vertieft werden, ob der 
Begriff der Fremdenfeindlichkeit antiquiert 
ist und ob er dasselbe beinhaltet wie der 
Begriff des Rassismus. Fazit: Wenn man eine 
Stunde Zeit hat für Satzungsfragen, geht es 
der ArGe im Übrigen gut. 

Hinweise auf Publikationen

Zur Situation von Rückkehrern 
und Schutzberechtigten in 
Griechenland

Michael Kientzle recherchierte und verfasste 
im Auftrag von NAOMI Thessaloniki im 
Mai 2026 einen Bericht zur Situation von 
Rückkehrern und Schutzberechtigten in 
Griechenland. Der Bericht ist seit dem 
02.06.2026 verfügbar (137 Seiten). Es geht 
um Dokumentenbeschaffung, Zugang zu 
Unterkünften, die Situation auf dem Arbeits-
markt und in der Schattenwirtschaft, staat-
liche Unterstützungsprogramme sowie um 
die Gefahr sexualisierter Gewalt und Aus-
beutung. Anlass der Recherche war eine 
Anfrage der 12. Kammer des VG Hamburg. 
Die Erstellung des Berichts wurde u. a. durch 
die Evangelische Kirche im Rheinland finan-
ziert und organisatorisch unterstützt.

Dokument:

NAOMI, Bericht zur Situation von 
Rückkehrern und Schutzberechtigten 
in Griechenland, Mai 2026 (Dokument 
Nr. 4308)

ibis-Broschüren zur Orientierung 
für die Beratungspraxis nach den 
GEAS-Änderungen

ibis e. V. hat drei Broschüren für Fachkräfte 
entwickelt, die zentrale rechtliche Grundla-
gen aufbereiten und konkrete Impulse für 
die Praxis bieten. Die Inhalte im Überblick:
1. Vulnerable Asylsuchende im Gemeinsa-
men Europäischen Asylsystem (GEAS): Die 
Broschüre beschreibt psychosoziale Her-
ausforderungen von vulnerablen Asylsu-
chenden und die Identifizierung von Vulne-
rabilität im GEAS. Darüber hinaus werden 
Ansprüche auf Gesundheitsleistungen – ins-
besondere therapeutische Versorgung – und 
die Rolle von Beratungskräften dargestellt.
2. Psychosoziale Beratung und Identifizie-
rung von vulnerablen Asylsuchenden: Diese 

der EuGH für notwendig hält, um Antrag
steller*innen zu einem „Minimum an Selbst-
bestimmung“ und zu einem „Mindestmaß an 
Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben“ 
zu verhelfen. Andererseits finden sich im 
Urteil fast keine Bezugnahmen auf Grund- 
und Menschenrechte, die sich eigentlich ange-
boten hätten, weil zum Beispiel Art. 21 und 
23 der neuen Aufnahmerichtlinie 2024/1346 
bei Leistungskürzungen unter anderem wegen 
eines Aufenthalts im falschen Dublin-Staat 
einen Lebensstandard fordern, der (nur) im 
Einklang mit dem Unionsrecht, der EU-
Grundrechtecharta und den „internationalen 
Verpflichtungen“ der Mitgliedstaaten stehen 
muss. Erwähnt wird aber (Rn. 71), die Aus-
legung stimme mit den Zielen der RL überein, 
u. a. die Achtung der Grundrechte der von 
ihr erfassten Personen zu gewährleisten.

Anmerkung der Redaktion: Zu diesem Urteil 
hat die GGUA eine umfassende Analyse unter 
Berücksichtigung der deutschen Rechtspre-
chung vorgelegt („EuGH: Leistungskürzun-
gen und -streichungen sind in Dublin-Fällen 
unzulässig – Das Urteil hat auch nach dem 
12. Juni Relevanz“). Im Leitartikel dieses 
Heftes spricht Claudius Voigt auch dieses 
Urteil an. Eine ausführliche Besprechung 
der Entscheidung von Hruschka u. a. ist im 
Verfassungsblog zu finden (https://verfas-
sungsblog.de/das-existenzminimum-bleibt-
unantastbar/). Dort wird ebenfalls erörtert, 
warum die Entscheidung auch unter der Gel-
tung des neuen GEAS relevant bleibt.� (ho/
ke)

Dokumente:

EuGH, U. v. 04.06.2026, C-621/24 
(Dokument Nr. 4307 a)

Einsender: HRRF

GGUA, Handreichung v. 05.06.2026 
(Dokument Nr. 4307 b)

Anwaltspraxis

Nachrichten und Infos

Mitgliederversammlung der ArGe 
Migrationsrecht

Am 15.06.2026 fand online die Mitglieder-
versammlung der Arbeitsgemeinschaft Mig-
rationsrecht im DAV statt. In gesellschaftlich 
schwierigen Zeiten gab es Positives zu 
berichten: Der Mitgliederbestand ist mit rund 
465 stabil, die Finanzen sind solide. Die ArGe 
führte im Berichtszeitraum wieder mehrere 
hochinteressante Fortbildungsveranstaltun-
gen durch. Außerdem wurden verschiedene 
Projekte anderer Organisationen unterstützt. 
Für die engagierte Arbeit dankten die Mit-
glieder dem Geschäftsführenden Ausschuss, 
der entsprechend ebenso entlastet wurde wie 
der Kassenprüfer. Der Geschäftsbericht des 
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2025/1460 sowie die Umsetzungshinweise 
des BMI vom 11.08.2025 und bietet damit 
eine fundierte Grundlage für die tägliche 
Beratungsarbeit. Die Arbeitshilfe ist auch 
auf der Webseite der BAGFW downloadbar.

Dokument: 

BAGFW, Arbeitshilfe „Möglichkeiten der 
Aufenthaltsverfestigung“ 
(Dokument Nr. 4313)

Fortbildungsveranstaltungen 
und Seminare

Seminarangebote der Deutschen 
Anwaltakademie

25.09.2026, 10:00-12:45 Uhr: Online-
Seminar „Arbeitsmigrationsrecht – Auf-
enthaltserlaubnis für selbständige Tätig-
keit“ 
Referent: RA Dr. Gunther Mävers

01.10.2026, 09:00-15:15 Uhr: Online-
Seminar „Krankheiten im Asyl- und Auf-
enthaltsrecht: Darlegungsanforderungen 
und Beweisantragsrecht“
Referentin: RAin Oda Jentsch

Seminarangebote des 
Republikanischen Anwältinnen- 
und Anwältevereins e. V.

17.09.2026, 10:00-12:45 Uhr: Online-
Seminar „Unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge im GEAS“
Referent: RA Junis Mustafa

26.09.2026, 10:00-17:00 Uhr, Berlin: „Aus-
lieferungsrecht“
Referent*innen: RAin Dr. Anna Oehmichen 
und RA Sören Schomburg

Seminarangebote der ArGE Migra-
tionsrecht im DAV
18.09.2026, 09:00-15:00 Uhr: Online-
Seminar „Arbeitnehmer:innen im Mig-
rationsrecht“
Referent: RA Christoph von Planta

25.09.2026, 09:00-15:00 Uhr: Online-
Seminar „Selbständige und Freiberufler 
im Migrationsrecht“
Referent: RA Andreas Dippe

lisiert werden soll. Hier besteht die Mög-
lichkeit, selbst Fragen zu stellen, die von 
den Mitarbeitenden der beteiligten Organi-
sationen beantwortet und zur Verfügung 
gestellt werden.

Links: 

Informationsverbund Asyl & Migration, 
Überblick zum GEAS-Anpassungsgesetz, 
https://www.asyl.net/fileadmin/
user_upload/dokumente/Dateien_fuer_
Meldungen/260616_GEAS-AnpassungsG.
pdf

Diakonie Hessen, Themenspecial zur 
GEAS-Reform, https://menschen-wie-wir.de/
themen-1/eu-aussengrenzen

Mediendienst Integration, “Das neue 
Gemeinsame Europäische Asylsystem: Die 
wichtigsten Neuerungen im Überblick”, 
https://mediendienst-integration.de/
fileadmin/user_upload/Expertisen/GEAS_
Expertise_Mediendienst_Integration.pdf

hrrf.de, aktualisierte Rubrik zur GEAS-
Reform, https://hrrf.de/geas-reform/

hrrf.de / equal rights beyond borders / 
ELENA-Koordination, FAQ zum GEAS, 
https://wiki.equal-rights.org/s/geas-faqs

EUAA-Rechtsprechungsübersichten

Die Europäische Asylagentur (EUAA) ver-
öffentlichte – leider wieder ausschließlich 
in englischer Sprache – im März Ausgabe 
1/2026 und im Juni Ausgabe 2/2026 ihrer 
vierteljährlichen, thematisch sehr differen-
ziert gegliederten Updates zur Asylrecht-
sprechung in der EU. Referiert wird der 
Zeitraum Dezember 2025 bis Mai 2026. Der 
Überblick basiert auf einer Auswahl von 
Entscheidungen aus der EUAA Case Law 
Database, die umfangreiche Zusammenfas-
sungen von Urteilen und anderen Entschei-
dungen nationaler Gerichte sowie des EuGH 
und des EGMR mit Bezug zu internationa-
lem Schutz enthält.

Dokumente:

EUAA Quarterly Overview of Asylum Case 
Law 1/2026 (Dokument Nr. 4312 a)

EUAA Quarterly Overview of Asylum Case 
Law 2/2026 ( Dokument Nr. 4312 b)

BAGFW: Aufenthaltsverfestigung 
für Geflüchtete aus der Ukraine 
mit Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 24 AufenthG 

Die Arbeitshilfe der BAGFW zu Möglich-
keiten der Aufenthaltsverfestigung gibt in 
2., aktualisierter Auflage der Beratungspra-
xis konkrete Antworten: Welche Aufent-
haltstitel können neben einer Aufenthalts-
erlaubnis nach § 24 AufenthG erteilt werden? 
Unter welchen Voraussetzungen ist ein 
Wechsel in einen anderen Aufenthalt mög-
lich? Und unter welchen Voraussetzungen 
ist der Sprung zur Niederlassungserlaubnis 
möglich? Die Arbeitshilfe berücksichtigt 
den Durchführungsbeschluss (EU) 

genen Jahre, in denen mehrere überplanmä-
ßige Ausgaben beantragt werden mussten“, 
zunächst die Teilnahmemöglichkeit an Inte-
grationskursen für verschiedene Gruppen 
deutlich ein. Im Mai einigten sich BMI und 
Koalitionsfraktionen auf einen Kompromiss, 
wonach der pauschale Stopp schrittweise 
zurückgenommen und durch ein kontingen-
tiertes System ersetzt werden soll. Für 
Geflüchtete aus der Ukraine und EU-
Bürger*innen, die auf dem Arbeitsmarkt 
Fuß fassen wollen, wird der Zugang zu den 
Kursen wieder geöffnet. Die Kostenüber-
nahme ist an Haushaltskontingente gebun-
den, innerhalb deren auch Härtefall- und 
Ermessensentscheidungen möglich sind. 
Für Asylbewerber*innen und Geduldete sind 
reguläre Kurse künftig meist nicht mehr 
vorgesehen.
Unsere Kollegin Nina Markovic, Bremen, 
hat zu dem Problemkreis Widerspruch und 
Klage entworfen mit dem Ziel, dass ein*e 
Ausländer*in, der/die einen Teilnahmean-
spruch nach § 44 Abs. 1 AufenthG nicht oder 
nicht mehr besitzt, im Rahmen verfügbarer 
Kursplätze doch zur Teilnahme zugelassen 
werden kann. Diese Dokumente stellt sie 
hier zur Verfügung, um entsprechende Akti-
vitäten der Kolleg*innenschaft anzuregen.

Dokument:

Klage auf Teilnahme am Integrationskurs 
(Dokument Nr. 4311)

Einsenderin: RAin Nina Markovic, Bremen

Materialien zum geänderten GEAS

Der Informationsverbund Asyl & Migration 
hat eine Übersicht zu den wesentlichen Neu-
erungen erstellt, die durch das sog. GEAS-
Anpassungsgesetz im Asylgesetz, im Auf-
enthaltsgesetz sowie im Asylbewerberleis-
tungsgesetz vorgenommen werden. Weiter 
weisen wir auf folgende Übersichten und 
Materialien hin:
menschen-wie-wir.de, eine Internetseite der 
Diakonie Hessen sowie der evangelischen 
Kirchen in Hessen, enthält ein Themenspe-
cial zur GEAS-Reform. Dort zu finden ist 
ein Überblick mit 15 Punkten unter der Über-
schrift “Wissenswertes für die Beratung”.
Der Mediendienst Integration hat ebenfalls 
eine Themenseite zur GEAS-Reform ver-
öffentlicht. Hier findet sich auch eine Exper-
tise vom Juni 2026 mit dem Titel “Das neue 
Gemeinsame Europäische Asylsystem: Die 
wichtigsten Neuerungen im Überblick”
Das Informationsportal hrrf.de hält eine lau-
fend aktualisierte Rubrik zur GEAS-Reform 
bereit, die insbesondere einen Überblick 
über die EU-Rechtsakte sowie über deren 
Umsetzung bzw. Anwendung gibt.
hrrf.de, „equal rights beyond borders“ sowie 
die ELENA-Koordination haben darüber 
hinaus eine Seite “FAQs zum neuen GEAS” 
bereitgestellt, die ebenfalls laufend aktua-

https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/Dateien_fuer_Meldungen/260616_GEAS-AnpassungsG.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/Dateien_fuer_Meldungen/260616_GEAS-AnpassungsG.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/Dateien_fuer_Meldungen/260616_GEAS-AnpassungsG.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/Dateien_fuer_Meldungen/260616_GEAS-AnpassungsG.pdf
https://menschen-wie-wir.de/themen-1/eu-aussengrenzen
https://menschen-wie-wir.de/themen-1/eu-aussengrenzen
https://mediendienst-integration.de/fileadmin/user_upload/Expertisen/GEAS_Expertise_Mediendienst_Integration.pdf
https://mediendienst-integration.de/fileadmin/user_upload/Expertisen/GEAS_Expertise_Mediendienst_Integration.pdf
https://mediendienst-integration.de/fileadmin/user_upload/Expertisen/GEAS_Expertise_Mediendienst_Integration.pdf
https://hrrf.de/geas-reform/
https://wiki.equal-rights.org/s/geas-faqs
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Aber das macht ja nichts, wir helfen gerne. 
Liebes Bundesamt, exklusiv für euch, ein 
kostenloser Service unserer Redaktion. 
Inhaltlich genauso unsinnig wie das Origi-
nal, aber wenigstens sprachlich erträglich: 
„Dass es hier bislang zu keinen höheren 
Einzelstrafen kam, wie der Klägervertreter 
ausdrücklich erwähnen zu müssen meint, 
kommt doch eher als Verhöhnung daher und 
ist sicherlich nichts, was für den hiesigen 
Kläger spricht, sondern dokumentiert, dass 
die Strafgerichte viel zu lax mit den zur 
Verfügung stehenden Strafrahmen umzuge-
hen pflegen.“ 

RA Marcel Keienborg

Einsender: RA Oskar Hahn,  
Villingen-Schwenningen

richte viel zu lax mit den zur Verfügung 
stehenden Strafrahmen umzugehen pflegen“ 
(reichlich vorhandene Rechtschreibfehler 
im Original).

Nun leben wir in Zeiten, in denen rechts-
staatlichen Grundsätzen auch von Seiten der 
Regierenden keine Relevanz mehr zugespro-
chen wird, wie die anhaltenden, evident 
rechtswidrigen Grenzkontrollen zeigen. Der 
Fisch stinkt halt stets vom Kopfe her. Da 
wundert es auch nicht mehr, dass es dem 
BAMF nicht gefällt, dass Strafzumessung 
die Aufgabe unabhängiger Gerichte ist, die 
das BAMF bei ihren Strafzumessungsgrün-
den nicht um sein Einverständnis bitten müs-
sen. Das BAMF wird also damit leben müs-
sen, dass das „Sch***gericht“, wie man bei 
der Union zu sagen pflegt, weiterhin nur 
entsprechend schwerwiegende Verurteilun-
gen für einen Ausschluss von der Flücht-
lingseigenschaft genügen lässt.

Man würde vielleicht erwarten wollen, dass 
auch Mitarbeitenden des BAMF klar ist, 
dass Strafzumessungserwägungen rechtlich 
schwierig sind, weil es stets auf die Beson-
derheiten des konkreten Falles, der Schwere 
der Schuld und der Persönlichkeit der/des 
Angeklagten ankommt, und es schon des-
wegen unseriös ist, Strafen allein aufgrund 
einer Aufzählung ohne jede weitere Akten-
kenntnis zu bewerten. Aber anscheinend 
begnügt man sich lieber mit dem Habitus 
eines tumben BILD-Lesers, der sich über 
Dinge aufregt, die er nicht versteht.

Erstaunlich ist hingegen, dass man viel zu 
lax mit den Regeln der Rechtschreibung und 
Zeichensetzung umgeht, gehören sie doch 
erfahrungsgemäß zu den letzten Errungen-
schaften, auf die Deutsche stolz sind, die 
sonst nichts haben, worauf sie stolz sein 
können.

Schlaglicht

Viel zu lax

Ein Kollege hat für einen seiner Mandanten 
Klage erhoben mit dem Ziel, Familienflücht-
lingsschutz nach § 26 AsylG a. F. zu erlan-
gen. Zwar war dem Mann bereits ein 
Abschiebungsverbot zuerkannt worden. Tat-
sächlich war er jedoch durchaus einige Male 
strafrechtlich in Erscheinung getreten, 
sodass die Ausländerbehörde vom Vorliegen 
eines Versagungsgrundes gemäß § 25 Abs. 3 
Satz 3 AufenthG ausging. Im Streit stand 
sodann, ob überhaupt eine wirksame Ehe-
schließung in Afghanistan vorlag – freilich 
eine durchaus rechtserhebliche Frage, die 
zu klären ist. Der Kollege wies in seiner 
Klageschrift – zweifelsfrei zutreffend – auch 
darauf hin, dass zwar Verurteilungen vor-
liegen, dass diese jedoch nicht die für einen 
Ausschluss der Flüchtlingseigenschaft nach 
§ 3 Abs. 2 AsylG a. F. erforderliche Schwere 
erreichen. Man sollte meinen, dass das alles 
ist, was es rechtlich dazu zu sagen gibt, und 
es hätte auch einer an Recht und Gesetz 
gebundenen Behörde wie dem BAMF gut 
zu Gesicht gestanden, sich an dieser Stelle 
auf Ausführungen zu rechtserheblichen Fra-
gen zu beschränken.

Die zuständige Person beim BAMF hinge-
gen sah die Gelegenheit gekommen, der 
laschen Strafjustiz endlich mal so richtig 
die Meinung zu geigen: „Das es hier bislang 
zu keinen höheren Einzelstrafen kam wie 
der Klägervertreter meint ausdrücklich 
erwähnen zu müssen, kommt doch eher als 
Verhöhnung daher und ist sicherlich nichts 
was für den hießigen Kläger spricht sondern 
vielmehr dokumentiert, dass die Strafge-
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